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Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

1. Änderung der GKV-Monatsmeldung und des Datensatzes Krankenkassenmeldung 

(DSKK) zum 01.01.2012; 

hier: Durchschnittlicher Zusatzbeitrag in Höhe von 0,00 EUR und Inkrafttreten des 4. Geset-

zes zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze (4. SGB IV-

Änderungsgesetz) 

________________________________________________________________________ 

 

Durchschnittlicher Zusatzbeitrag in Höhe von 0,00 EUR 
Aufgrund des durch das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) festgelegten und im Ok-

tober 2011 verkündeten durchschnittlichen Zusatzbeitrages in Höhe von 0,00 EUR für das 

Jahr 2012 kann für Mitglieder in der gesetzlichen Krankenversicherung kein Anspruch auf 

Sozialausgleich entstehen. Zur Vermeidung eines Mehraufwandes bei Arbeitgebern und 

Krankenkassen war zu überprüfen, inwieweit die zum 01.01.2012 eingeführten Meldepflich-

ten im § 28a Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) und 28h Abs. 2a 

Nr. 1 SGB IV zur Feststellung eines Anspruchs auf Sozialausgleich im Jahr 2012 umzuset-

zen sind. Das BMG und der GKV-Spitzenverband vertreten mit dem Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales die Auffassung, dass die Meldepflichten nur greifen, sofern der durch-

schnittliche Zusatzbeitrag größer 0,00 EUR ist und es somit überhaupt zu einem Sozialaus-

gleichsanspruch kommen kann. Daher ist bei den im Gesetz genannten Meldeanlässen 

 

• der weiteren in der gesetzlichen Krankenversicherung beitragspflichtigen Einnahme, 

• des nicht oder nicht vollständig durchführbaren Sozialausgleichs und 

• der unständigen Beschäftigung (soweit im laufenden Kalendermonat nur für einen 

Arbeitgeber tätig), 

 

eine GKV-Monatsmeldung im Jahr 2012 nicht abzugeben. Allerdings besteht die Pflicht zur 

Abgabe der GKV-Monatsmeldung auch im Jahr 2012, soweit eine versicherungspflichtige 

Mehrfachbeschäftigung vorliegt. Diese GKV-Monatsmeldungen benötigen die Krankenkas-

sen zur Prüfung der Anwendung der Gleitzonenregelung und des Überschreitens der Bei-

tragsbemessungsgrenzen aufgrund einer versicherungspflichtigen Mehrfachbeschäftigung 

im Sinne von § 28h Abs. 2a Nr. 2 und 3 SGB IV. 
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Um Missverständnisse zu vermeiden wird darauf hingewiesen, dass die in der Praxis regel-

mäßig auftretende unständige Beschäftigung bei mehreren Arbeitgebern unter den Tatbe-

stand der versicherungspflichtigen Mehrfachbeschäftigung fällt und zwar auch dann, wenn 

die unständigen Beschäftigungen im Laufe eines Kalendermonats nicht parallel, sondern 

hintereinander bei verschiedenen Arbeitgebern ausgeübt werden, so dass in diesen Fällen 

gleichermaßen GKV-Monatsmeldungen auch im Jahr 2012 abzugeben sind.   

 

Die reduzierten Meldepflichten für Arbeitgeber werden in den Gemeinsamen Grundsätzen 

nach § 28b Abs. 2 SGB IV in der Fassung ab dem 01.01.2012 rückwirkend aufgenommen 

(Ziffer 2.4 GKV-Monatsmeldungen). Der GKV-Spitzenverband wird das Genehmigungsver-

fahren nach § 28b Abs. 2 Satz 2 SGB IV einleiten und die Spitzenorganisationen der Sozial-

versicherung über das Ergebnis informieren. 

Die Krankenkassen werden die Arbeitgeber im Jahr 2012 nur dann zur Abgabe einer GKV-

Monatsmeldung mit einem DSKK auffordern, soweit eine versicherungspflichtige Mehrfach-

beschäftigung vorliegt (Datenbaustein Meldesachverhalt GKV-Monatsmeldung). Nach Ab-

gabe der GKV-Monatsmeldungen werden die Krankenkassen in Abhängigkeit des Prüfer-

gebnisses einen DSKK mit Informationen zur Anwendung der Gleitzonenregelung aufgrund 

einer versicherungspflichtigen Mehrfachbeschäftigung zurückmelden (Datenbaustein Bei-

tragsberechnung bei Mehrfachbeschäftigung in der Gleitzone - DBGZ). Etwaige Meldungen 

der Krankenkassen über die Feststellung eines Anspruchs auf Sozialausgleich nach § 28h 

Abs. 2a Nr. 1 SGB IV werden im Jahr 2012 nicht erstattet.  

 

Das gemeinsame Rundschreiben „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, 

Renten- und Arbeitslosenversicherung“ wird um eine Ziffer 1.1.5.5 (GKV-Monatsmeldung - 

Besonderheiten für das Jahr 2012) und um eine Ziffer 2.7.1.5 (Krankenkassenmeldung - 

Besonderheiten für das Jahr 2012) ergänzt.  

 

Inkrafttreten des 4. SGB IV-Änderungsgesetzes zum 01.01.2012 
Nach den ursprünglichen Regelungen des Gesetzes zur nachhaltigen und sozial ausgewo-

genen Finanzierung der Gesetzlichen Krankenversicherung vom 22.12.2010 (GKV-

Finanzierungsgesetz – GKV-FinG) sollten Krankenkassen den Arbeitgebern die zu zahlen-

den Gesamtsozialversicherungsbeiträge melden, sofern aufgrund einer versicherungspflich-

tigen Mehrfachbeschäftigung die Gleitzonenregelung Anwendung findet oder die Beitrags-

bemessungsgrenzen überschritten werden.  
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Bei der konzeptionellen Umsetzung ist jedoch erkannt worden, dass die Berücksichtigung 

von gemeldeten Gesamtsozialversicherungsbeiträgen bei der Entgeltabrechnung zu 

Schwierigkeiten führt.  

 

Mit dem 4. SGB IV-Änderungsgesetz vom 22.12.2011 (BGBl. I Nr. 71, Seiten 3057 ff.) ist 

insoweit im § 28h Abs. 2a Nr. 2 und 3 SGB IV eine Anpassung zum 01.01.2012 vorgenom-

men worden, wonach die Krankenkassen den Arbeitgebern lediglich das der Berechnung zu 

Grunde zu legende monatliche Gesamtarbeitsentgelt aus allen versicherungspflichtigen Be-

schäftigungen zurückmelden. Die Beitragsberechnung erfolgt damit (auf Grundlage des 

durch die Krankenkasse gemeldeten Gesamtarbeitsentgeltes) weiterhin durch die Arbeitge-

ber. Eine Anpassung des gemeinsamen Rundschreibens erfolgt diesbezüglich in den Ziffern 

 

1.1.5.1  GKV-Monatsmeldung - Inhalt der Meldung, 

2.7.1.3   Krankenkassenmeldung - Anwendung der Gleitzone und 

2.7.1.4   Krankenkassenmeldung - anteilige Beitragsbemessungsgrenze. 

Um die geänderte Rechtslage zum 01.01.2012 berücksichtigen zu können, erfolgten die 

Anpassungen im DBGZ bereits in der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozial-

versicherung zu Fragen des gemeinsamen Meldeverfahrens am 26./27.10.2011 (TOP 6).  

 

Des Weiteren ist erkannt worden, dass die ursprünglich im Gesetz vorgesehene Regelung 

einer nur jährlichen Information durch die Krankenkassen erst zum 30. April des Folgejahres 

bei einem Überschreiten der Beitragsbemessungsgrenze aufgrund einer versicherungs-

pflichtigen Mehrfachbeschäftigung für die Arbeitgeber wenig hilfreich ist. Ziel war es, auch in 

diesen Fällen eine zeitnahe Information der Arbeitgeber durch die Krankenkasse sicherzu-

stellen, allerdings unter Berücksichtigung einer ausreichenden programmtechnischen Um-

setzungszeit für die Krankenkassen und Arbeitgeber. Daher wird in § 28h Abs. 2a Nr. 3 

SGB IV für die Zeit ab dem 01.01.2013 geregelt, dass das der Berechnung zu Grunde zu 

legende Gesamtentgelt monatlich von der Krankenkasse zu melden ist. Werden demnach 

die Beitragsbemessungsgrenzen in der Kranken- und Pflegeversicherung bzw. in der Ren-

ten- und Arbeitslosenversicherung aufgrund einer versicherungspflichtigen Mehrfachbe-

schäftigung im Kalenderjahr 2012 überschritten, werden die Informationen über die tatsäch-

lichen beitragspflichtigen Gesamtarbeitsentgelte aus allen Beschäftigungen durch die Kran-

kenkasse einmalig zum 30.04.2013 übermittelt. Ab dem Kalenderjahr 2013 erfolgen diese 

Informationen monatlich.  
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Diese Anpassungen werden im gemeinsamen Rundschreiben unter Ziffer „2.7.1.4 Kranken-

kassenmeldung - anteilige Beitragsbemessungsgrenze“ berücksichtigt.  

 

Anmerkung: 

Die geänderten Gemeinsamen Grundsätze für die Datenerfassung und Datenübermittlung 

zur Sozialversicherung nach § 28b Abs. 2 SGB IV in der vom 01.01.2012 an geltenden Fas-

sung sind als Anlage beigefügt. 

Das angepasste gemeinsame Rundschreiben ist Bestandteil der parallel zur Niederschrift 

ausgelieferten Nachtragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Mel-

deverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung 

vom 15.03.2012 (Version 2.47). 
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Anlage zu TOP 1 

GKV-SPITZENVERBAND, BERLIN 

DEUTSCHE RENTENVERSICHERUNG BUND, BERLIN 

BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT, NÜRNBERG 

DEUTSCHE GESETZLICHE UNFALLVERSICHERUNG, BERLIN  

_______________________________________________________________________ 

14.03.2012 

Gemeinsame Grundsätze für die Datenerfassung und 

Datenübermittlung zur Sozialversicherung 
nach § 28b Absatz 2 SGB IV 

in der vom 01.01.2012 an geltenden Fassung1 

Der GKV-Spitzenverband (Spitzenverband Bund der Krankenkassen), die Deutsche Ren-

tenversicherung Bund, die Bundesagentur für Arbeit sowie die Deutsche Gesetzliche Un-

fallversicherung haben für die Erstattung der Meldungen zur Kranken-, Pflege-, Renten- 

und Arbeitslosenversicherung die nachfolgenden „Gemeinsamen Grundsätze für die Da-

tenerfassung und Datenübermittlung zur Sozialversicherung“ aufgestellt. Sie kommen 

damit ihrer Verpflichtung nach § 28b Absatz 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) 

nach. 

Die Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen (ABV) hat im Hin-

blick auf die Besonderheiten zum Meldeverfahren zu den berufsständischen Versor-

gungseinrichtungen ebenfalls an diesen Grundsätzen mitgewirkt. 

Die „Gemeinsamen Grundsätze für die Datenerfassung und Datenübermittlung zur Sozi-

alversicherung“ sind nach Anhörung der Arbeitgeberverbände vom Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales genehmigt worden. 

Die gemeinsamen Grundsätze werden durch gemeinsame Verlautbarungen der Spitzen-

organisationen der Sozialversicherung sowie durch Verlautbarungen der ABV erläutert. 

                                                

1 Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat den Gemeinsamen Grundsätzen nach Anhö-
rung der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände am XX.XX.2012 zugestimmt. 
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1 Allgemeines 

Der GKV-Spitzenverband, die Deutsche Rentenversicherung Bund, die Bundesagentur für 

Arbeit sowie die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung bestimmen in den nachfolgenden 

gemeinsamen Grundsätzen 

- die Schlüsselzahlen für die Beitragsgruppen, 

- die Schlüsselzahlen für die Abgabegründe, 

- die Schlüsselzahlen für die Personengruppen und 

- den Aufbau des Meldedatensatzes und der Datenbausteine. 

Die Besonderheiten bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (siehe 

§ 31 der Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung - DEÜV -) bleiben unberührt. 

Der Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialversicherung, der für die landwirtschaftli-

che Sozialversicherung besondere Aufgaben nach dem Zweiten Gesetz über die Kranken-

versicherung der Landwirte (KVLG 1989), dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwir-

te (ALG) beziehungsweise dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) wahrnimmt, hat 

an diesen Grundsätzen im Hinblick auf die Besonderheiten in der landwirtschaftlichen Sozi-

alversicherung mitgewirkt. 

Soweit in diesen gemeinsamen Grundsätzen der Begriff „Einzugsstelle“ verwendet wird, sind 

damit sowohl die Krankenkassen als auch die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-

Bahn-See als Minijob-Zentrale gemeint. 

1.1 Versicherungsnummer 

Die Versicherungsnummer ist dem Sozialversicherungsausweis zu entnehmen und in die 

Meldung zu übertragen. Soweit die Versicherungsnummer nicht bekannt oder noch nicht 

vergeben ist, können die Anmeldungen auch ohne Versicherungsnummer, dann aber mit 

den Angaben zur Vergabe einer Versicherungsnummer, übermittelt werden. Alle persönli-

chen Angaben sind amtlichen Unterlagen zu entnehmen. 

1.2 Mitgliedsnummer bei einer berufsständischen Versorgungseinrichtung 

Die Mitgliedsnummer wird von der zuständigen berufsständischen Versorgungseinrichtung 

für die Dauer der Mitgliedschaft vergeben. Sie ist in die Meldung an die berufsständische 

Versorgungseinrichtung zu übertragen. Soweit die Mitgliedsnummer nicht bekannt oder nicht 

vergeben ist, muss in der Meldung eine fiktive Mitgliedsnummer der berufsständischen Ver-

sorgungseinrichtung verwendet werden. 
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1.3 Schlüsselzahlen für die Beitragsgruppen 

Die Beitragsgruppen sind in den Meldungen mit dem vierstelligen numerischen Schlüssel zu 

verschlüsseln. Für jeden Beschäftigten ist in der Reihenfolge Kranken-, Renten-, Arbeitslo-

sen- und Pflegeversicherung die zutreffende Ziffer (siehe Anlage 1) anzugeben. 

1.4 Schlüsselzahlen für die Abgabegründe 

Die Abgabegründe sind in den Meldungen zweistellig numerisch zu verschlüsseln. Für jede 

Meldegruppe ist entsprechend dem Meldesachverhalt der zutreffende Schlüssel (siehe Anla-

ge 2) anzugeben. 

Treffen für einen meldepflichtigen Sachverhalt innerhalb der Meldegruppe Anmeldung 

(Schlüsselzahlen 10 bis 13) beziehungsweise der Meldegruppe Abmeldung (Schlüsselzahlen 

30 bis 36) mehrere Abgabegründe zu, ist stets der Abgabegrund mit der niedrigeren Schlüs-

selzahl anzugeben. 

1.5 Schlüsselzahlen für die Personengruppen 

Die Personengruppen sind in den Meldungen dreistellig numerisch (siehe Anlage 3) zu ver-

schlüsseln. Die erste Stelle des Schlüssels (Ziffer 1) ist fest vorgegeben und dient der Ein-

zugsstelle als Identifikationsmerkmal der Meldung eines Arbeitgebers. Weitere Ziffern in der 

Stelle 1 sind dem Meldeverfahren mit anderen Stellen vorbehalten. 

Grundsätzlich ist der Schlüssel 101 beziehungsweise 140 zu verwenden. Hat das Beschäfti-

gungsverhältnis besondere Merkmale, gelten die Schlüssel 102 fortfolgende beziehungswei-

se 141 fortfolgende. Sofern gleichzeitig mehrere besondere Merkmale auftreten und demzu-

folge mehrere Schlüssel möglich sind, ist derjenige mit der niedrigsten Schlüsselzahl zu ver-

wenden. Die Schlüssel 109 und 110 haben jedoch immer Vorrang. 

Soweit Meldungen für ausschließlich in der gesetzlichen Unfallversicherung versicherungs-

pflichtige Personen zu erstellen sind, ist stets die Personengruppe 190 zu verwenden. 

1.6 Schlüsselzahlen für die Angaben zur Tätigkeit 
Die ausgeübten Tätigkeiten sind in den Meldungen zu verschlüsseln. Der Schlüssel enthält 

Angaben zur ausgeübten Tätigkeit, die Stellung im Beruf und die Ausbildung des Versicher-

ten. Der Schlüssel für die Angaben zur Tätigkeit ist derzeit noch fünfstellig und wird für Mel-

dezeiträume ab 01.12.2011 (Beginn des Meldezeitrums oder Ende des Meldezeitraums liegt 

nach dem 30.11.2011) durch einen neunstelligen Schlüssel ersetzt. Er enthält dann Angaben 

für den ausgeübten Beruf nach der Klassifikation der Berufe 2010, den höchsten allgemein-

bildenden Schulabschluss und den höchsten beruflichen Ausbildungsabschluss des Be-

schäftigten sowie Angaben über Leiharbeit und der Vertragsform der Beschäftigung. Details 
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zum Aufbau und den Inhalten des Schlüssels werden in der Anlage 5 des gemeinsamen 

Rundschreibens der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung „Gemeinsames Melde-

verfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ vom 15.07.1998 in 

der jeweils geltenden Fassung beschrieben. 

2 Sonderregelungen 

2.1 Unständig Beschäftigte 

Für unständig Beschäftigte sind die gleichen Meldungen zu erstatten wie für ständig Be-

schäftigte. In Anwendung der besonderen Vorschriften zum Beginn und Ende der Mitglied-

schaft unständig Beschäftigter (§ 186 Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch - SGB 

V) können Arbeitgeber die Beschäftigungszeiten eines unständig Beschäftigten innerhalb 

eines Kalendermonats optional in einer An- und Abmeldung zusammenfassen, wenn der 

Zeitraum der Unterbrechung zwischen den einzelnen unständigen Beschäftigungen nicht 

mehr als drei Wochen beträgt. 

2.2 Geringfügig entlohnte Beschäftigte 

Für geringfügig entlohnte Beschäftigte, für die pauschale Beiträge zur Kranken- und/oder 

Rentenversicherung zu entrichten sind, hat der Arbeitgeber grundsätzlich die gleichen Mel-

dungen zu erstatten wie für versicherungspflichtig Beschäftigte. Die Meldungen sind aus-

schließlich bei der Minijob-Zentrale einzureichen. Unter Personengruppenschlüssel ist stets 

die Schlüsselzahl 109 einzutragen. Die Beitragsgruppe zur Krankenversicherung ist mit 6 

und die Beitragsgruppe zur Rentenversicherung - sofern nicht auf die Rentenversicherungs-

freiheit verzichtet wird - mit 5 zu verschlüsseln; wird auf die Rentenversicherungsfreiheit ver-

zichtet, ist zur Rentenversicherung die Beitragsgruppe 1 zu verwenden (siehe zu den 

Schlüsselzahlen für Beitragsgruppen auch Anlage 1). Liegt für diese Beschäftigung eine Be-

freiung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 

VI) vor, ist zur Rentenversicherung die Beitragsgruppe 0 zu verwenden und die Meldung 

auch bei der Datenannahmestelle der berufsständischen Versorgungseinrichtungen einzu-

reichen. Als „Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt“ ist in den Meldungen das Arbeitsentgelt ein-

zutragen, von dem Pauschalbeiträge oder - bei Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit 

- Rentenversicherungsbeiträge gezahlt wurden, wobei bei einem Verzicht auf die Rentenver-

sicherungsfreiheit die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nach § 163 Absatz 8 SGB VI 

von monatlich 155 Euro zu beachten ist. Als „Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt zur Unfallver-

sicherung“ ist im Datenbaustein Unfallversicherung (DBUV) das Arbeitsentgelt anzugeben, 

das beitragspflichtig in der Unfallversicherung ist. 
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2.3 Kurzfristig Beschäftigte 

Auch für kurzfristig Beschäftigte sind grundsätzlich die gleichen Meldungen zu erstatten wie 

für versicherungspflichtig Beschäftigte; die Meldungen sind ausschließlich bei der Minijob-

Zentrale einzureichen. Unter Personengruppenschlüssel ist stets die Schlüsselzahl 110 ein-

zutragen. Sämtliche Beitragsgruppen sind mit 0 zu verschlüsseln und als „Beitragspflichtiges 

Arbeitsentgelt“ sind im Datenbaustein Meldesachverhalt (DBME) sechs Nullen anzugeben. 

Im DBUV ist hingegen als „Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt zur Unfallversicherung“ das Ar-

beitsentgelt anzugeben, das beitragspflichtig in der Unfallversicherung ist. 

Sofern ein Rahmenarbeitsvertrag abgeschlossen wurde, kann der Arbeitgeber den Beschäf-

tigten zum Beginn des Beschäftigungsverhältnisses an- und zum Ende des Beschäftigungs-

verhältnisses abmelden. Dabei sind die zeitlichen Voraussetzungen des § 8 Absatz 1 Num-

mer 2 SGB IV zu beachten. 

Darüber hinaus kann die kurzfristige Beschäftigung - auch innerhalb eines Rahmenarbeits-

vertrages - nach ihrem tatsächlichen Verlauf (tageweise) gemeldet werden. 

2.4 GKV-Monatsmeldungen 

Zur Prüfung und Durchführung des Sozialausgleichs in der gesetzlichen Krankenversiche-

rung nach § 242b Absatz 3 SGB V und zur Prüfung der Anwendung der Gleitzonenregelung 

und des Überschreitens der Beitragsbemessungsgrenzen durch die Krankenkassen nach 

§ 28h Absatz 2a Nummern 2 und 3 SGB IV haben Arbeitgeber bei versicherungspflichtigen 

Mehrfachbeschäftigten, für unständig Beschäftigte und in den Fällen, in denen der Beschäf-

tigte weitere in der gesetzlichen Krankenversicherung beitragspflichtige Einnahmen erzielt, 

soweit bekannt, eine monatliche Meldung an die zuständige Einzugsstelle abzugeben (§ 28a 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 in Verbindung mit Absatz 4a SGB IV). Diese Meldung ist auch 

abzugeben, sofern der Arbeitgeber den Anspruch auf Sozialausgleich nicht vollständig durch 

eine Verringerung des monatlichen Beitragsanteils des Arbeitnehmers begleichen kann 

(§ 242b Absatz 2 Satz 4 SGB V).  

Aufgrund des durch das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) festgelegten und am 

28.10.2011 im Bundesanzeiger verkündeten durchschnittlichen Zusatzbeitrages in Höhe von 

0,00 EUR für das Jahr 2012 kann für Mitglieder in der gesetzlichen Krankenversicherung 

kein Anspruch auf Sozialausgleich entstehen. GKV-Monatsmeldungen sind daher im Jahr 

2012 nur abzugeben, sofern eine versicherungspflichtige Mehrfachbeschäftigung vorliegt, 

damit die Krankenkassen die Anwendung der Gleitzonenregelung und das Überschreiten der 

Beitragsbemessungsgrenzen aufgrund einer versicherungspflichtigen Mehrfachbeschäfti-

gung prüfen können.  
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Die GKV-Monatsmeldung ist mit dem Datensatz Meldung (DSME) und dem Datenbaustein 

Krankenversicherung (DBKV) zu erstatten. 

Die landwirtschaftlichen Krankenkassen als Teil der landwirtschaftlichen Sozialversicherung 

sind in das Beitragsverfahren über den Gesundheitsfonds nicht eingebunden und auch am 

Risikostrukturausgleich nicht beteiligt. Von den landwirtschaftlichen Krankenkassen werden 

keine Zusatzbeiträge erhoben. Daher werden deren Mitglieder nicht von dem Sozialaus-

gleich erfasst. Eine GKV-Monatsmeldung ist für Arbeitnehmer, die Mitglied einer landwirt-

schaftlichen Krankenkasse sind, nicht abzugeben. 

2.5 Sofortmeldungen 

Der Tag des Beginns eines Beschäftigungsverhältnisses ist in den in § 28a Absatz 4 Satz 1 

SGB IV genannten Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftzweigen spätestens bei Beschäfti-

gungsaufnahme unmittelbar an die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung zu mel-

den (Sofortmeldung). Die Sofortmeldung ist mit dem DSME und dem Datenbaustein Sofort-

meldung (DBSO) zu erstatten. 

2.6 Berufsständische Versorgungseinrichtungen 

Nach § 28a Absatz 10 SGB IV hat der Arbeitgeber für Beschäftigte, die 

- nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 SGB VI von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 

Rentenversicherung befreit sind,  

- Mitglied einer berufsständischen Versorgungseinrichtung sind und 

- in dieser Beschäftigung einen Anspruch auf einen Arbeitgeberbeitragsanteil gemäß § 172 

Absatz 2 SGB VI haben, 

die in Abschnitt 3.2 aufgeführten Datensätze und Datenbausteine (nicht jedoch die Daten-

bausteine Europäische Versicherungsnummer, Unfallversicherung, Krankenversicherung, 

Knappschaft/See und Sofortmeldung) zusätzlich an die Datenannahmestelle der berufsstän-

dischen Versorgungseinrichtungen zu erstatten. Die Beitragsgruppe zur Rentenversicherung 

ist mit 0 zu verschlüsseln. 

Bei einem Wechsel der berufsständischen Versorgungseinrichtung innerhalb eines beste-

henden Beschäftigungsverhältnisses ist zum Tage vor dem Zuständigkeitswechsel eine Ab-

meldung wegen Änderungen im Beschäftigungsverhältnis und mit dem Tage, an dem der 

Wechsel wirksam wird, eine Anmeldung wegen Änderungen im Beschäftigungsverhältnis zu 

erstatten. Die Meldungen zur Beitragserhebung nach § 28a Absatz 11 SGB IV sind aus-

schließlich gegenüber der Datenannahmestelle der berufsständischen Versorgungseinrich-

tung zu erstatten. 
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3 Automatisiertes Meldeverfahren 

3.1 Allgemeines 

Voraussetzung für die Erstattung der Meldungen im automatisierten Verfahren ist insbeson-

dere, dass die Daten über die Beschäftigungszeiten und die Höhe der beitragspflichtigen 

Bruttoarbeitsentgelte aus maschinell geführten Entgeltunterlagen herrühren und die Arbeiten 

ordnungsgemäß durchgeführt werden. Die den Meldungen zugrunde liegenden Tatbestände 

müssen maschinell erkannt werden. Vom 01.01.2006 an dürfen auch systemuntersuchte 

Ausfüllhilfen für die maschinelle Datenübermittlung genutzt werden (vergleiche Abschnitt 4). 

Für die Beurteilung einer ordnungsgemäßen Abwicklung der Entgeltabrechnung und für die 

Berechnung der Beiträge sind die Regelungen der Beitragsverfahrensverordnung (in der 

jeweils geltenden Fassung) maßgebend. 

3.2 Datensätze und Datenbausteine 

Für die Datenübermittlung zwischen Arbeitgebern und Datenannahmestellen sind die nach-

stehend beschriebenen Datensätze 

- Datensatz Kommunikation (DSKO) 

- Datensatz Meldung (DSME) mit den zugehörenden Datenbausteinen 

- Datensatz Betriebsdatenpflege (DSBD) 

zu verwenden (siehe Anlage 4). 

Für die monatlichen Meldungen zur Beitragserhebung nach § 28a Absatz 11 SGB IV gegen-

über der Datenannahmestelle der berufständischen Versorgungseinrichtungen sind der Da-

tensatz DSBE und die Datenbausteine gemäß Anlage 5 zu verwenden. 

3.2.1 Datensatz Kommunikation (DSKO) 

Zur Identifikation der eingesetzten Software und zur Sicherstellung eines maschinellen Feh-

lermanagementverfahrens erstellt das vom Arbeitgeber eingesetzte systemgeprüfte Entgelt-

abrechnungsprogramm beziehungsweise die systemgeprüfte Ausfüllhilfe je Datenlieferung 

an die Datenannahmestelle einen DSKO, der insbesondere die folgenden Daten enthält: 

- PROD-ID - Produkt-Identifikation des systemgeprüften Softwareproduktes (Programm-

bezeichnung) 

- MOD-ID - Modifikations-Identifikation des geprüften Softwareproduktes (Versionsnum-

mer) 

3.2.2 Datensatz Meldung (DSME) 
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Der DSME enthält die Daten für eine Anmeldung, Abmeldung, Jahresmeldung, Unterbre-

chungsmeldung, GKV-Monatsmeldung, Sofortmeldung, Änderungsmeldung, Vergabe und 

Rückmeldung einer Versicherungsnummer sowie zur Steuerung und Identifikation der Da-

tenbausteine: 

- Datenbaustein Meldesachverhalt (DBME) 

- Datenbaustein Name (DBNA) 

- Datenbaustein Geburtsdaten (DBGB) 

- Datenbaustein Anschrift (DBAN) 

- Datenbaustein Europäische Versicherungsnummer (DBEU) 

- Datenbaustein Unfallversicherung (DBUV) 

- Datenbaustein Knappschaft/See (DBKS) 

- Datenbaustein Sofortmeldung (DBSO) 

- Datenbaustein Krankenversicherung (DBKV) 

3.2.3 Datensatz Betriebsdatenpflege (DSBD) 

Nach § 5 Absatz 5 DEÜV sind Arbeitgeber verpflichtet, Änderungen von Betriebsdaten dem 

Betriebsnummern-Service der Bundesagentur für Arbeit (BNS) unverzüglich zu melden. Mit-

tels DSBD teilen die Arbeitgeber alle relevanten Änderungen im Rahmen des eingesetzten 

systemgeprüften Entgeltabrechnungsprogramms oder der systemgeprüften Ausfüllhilfe dem 

BNS mit. 

3.2.4 Datensatz Beitragserhebung (DSBE) 

Der DSBE enthält die Daten zur Beitragserhebung durch eine berufsständische Versor-

gungseinrichtung sowie zur Steuerung und Identifikation der Datenbausteine: 

- Datenbaustein Mitgliedsidentifikation (DBMI) 

- Datenbaustein Höherversicherungsbeitrag (DBHB) 

3.3 Stornierung von Meldungen  

Anmeldungen, Abmeldungen, Jahresmeldungen, Unterbrechungsmeldungen, sonstige Ent-

geltmeldungen und Sofortmeldungen sind zu stornieren, wenn sie nicht zu erstatten waren, 

bei einer unzuständigen Stelle erstattet wurden oder unzutreffende Angaben enthielten. 

Bei Stornierung einer bereits erstatteten Meldung ist der DSME grundsätzlich mit den ur-

sprünglich übermittelten Daten und Datenbausteinen zu übermitteln.  

Dabei sind im DSME nur die Daten zur Steuerung im Feld „Zeitpunkt der Erstellung des Da-

tensatzes“ zu aktualisieren. 
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Dem DSME folgt der DBME beziehungsweise der DBKV oder der DBSO mit dem Kennzei-

chen „Stornierung einer bereits abgegebenen (Sofort-) Meldung“. 

Ausnahmen hiervon bilden Stornierungen von Entgeltmeldungen für Meldezeiträume vor 

dem 01.06.2011. Stornierungsmeldungen müssen in diesen Fällen die ursprünglich übermit-

telten Daten in der neuen Version (02) des DSME wiedergeben.   

3.4 Verarbeitungsbestätigung 
Die Datenannahmestelle bestätigt dem Absender der Datenlieferung (Ersteller der Datei, 

zum Beispiel Arbeitgeber, Steuerberater oder Service-Rechenzentrum) die Datenannahme 

(Verarbeitungsbestätigung). Positive Verarbeitungsbestätigungen werden dem Ersteller der 

Datei entweder über den Kommunikationsserver oder per E-Mail zugestellt, wobei der Erstel-

ler der Datei durch entsprechende Kennzeichnung im DSKO auf die Übermittlung von positi-

ven Verarbeitungsbestätigungen (die Datei enthält ausschließlich fehlerfreie Datensätze be-

ziehungsweise Datenbausteine) verzichten kann.  

Auf die Zustellung einer negativen Verarbeitungsbestätigung (die Datei enthält fehlerhafte 

Datensätze beziehungsweise Datenbausteine) kann dagegen nicht verzichtet werden. Aller-

dings kann der Ersteller der Datei durch entsprechende Kennzeichnung im DSKO steuern, 

ob negative Verarbeitungsbestätigungen in Dateiform (Rückgabe fehlerhafter Datensätze 

beziehungsweise Datenbausteine mit angehängtem Fehlerdatenbaustein) verschlüsselt über 

den Kommunikationsserver oder per E-Mail als Fehlerprotokoll unter Angabe eines Fehler-

textes (Fehlertext gemäß Anlage 9 des gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenorganisati-

onen der Sozialversicherung „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- 

und Arbeitslosenversicherung“ vom 15.07.1998 in der jeweils geltenden Fassung) zugestellt 

werden sollen. 

Gleiches gilt für die Rückmeldung der Versicherungsnummer sowie sonstige Rückmeldun-

gen. 

4 Maschinelle Ausfüllhilfen 

Arbeitgeber, die kein systemgeprüftes Entgeltabrechnungsprogramm einsetzen, müssen die 

Meldungen zur Sozialversicherung mittels systemgeprüfter maschineller Ausfüllhilfen an die 

Datenannahmestellen übermitteln. Abschnitt 3.2 gilt entsprechend. Arbeitgeber, die system-

geprüfte Entgeltabrechnungsprogramme einsetzen, können für einzelne Meldungen auch 

systemgeprüfte Ausfüllhilfen nutzen. Eine maschinelle Zuführung von Meldedaten aus den 

Beständen der Arbeitgeber in die Ausfüllhilfe ist nicht zulässig. 
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5 Datenübermittlung 

5.1 Allgemeines 

Die Meldungen sind durch Datenübertragung zu übermitteln. Das Verfahren zur Datenüber-

tragung muss den jeweils geltenden Normen entsprechen. Die Aufstellung der Normen wird 

in den Grundsätzen für Datenübermittlung und Datenträgeraustausch des Bundesministeri-

ums des Innern veröffentlicht. 

5.2 Datenübertragung 

Für die Datenübertragung zwischen Arbeitgebern und Datenannahmestellen sind die „Richt-

linien für den Datenaustausch im Gesundheits- und Sozialwesen“ in der jeweils geltenden 

Fassung zu beachten. 

5.3 Dateiaufbau 

Jede Datei beginnt mit einem Vorlaufsatz und endet mit einem Nachlaufsatz. Zwischen dem 

Vorlaufsatz und dem Nachlaufsatz liegen die Datensätze. 

5.4 Datenannahmestellen 
Die Datenannahmestellen der Einzugsstellen übernehmen die von den Arbeitgebern über-

mittelten Meldungen und leiten diese an die zuständigen Krankenkassen weiter. Die Sofort-

meldungen sind von den Arbeitgebern unmittelbar an die Datenstelle der Träger der Renten-

versicherung zu übermitteln. Die Datenannahmestelle der berufsständischen Versorgungs-

einrichtungen übernimmt die von den Arbeitgebern übermittelten Meldungen und leitet diese 

an die zuständigen berufsständischen Versorgungseinrichtungen weiter. 

6 Übergangsregelung zur Übermittlung der Meldedaten Unfallversicherung 
Die Verpflichtung zur Übermittlung der Meldedaten Unfallversicherung gilt für alle Entgelt-

meldungen, die nach dem 31.12.2008 erstattet werden. Dies gilt nicht für Meldezeiträume 

vor dem 01.01.2008. 

Die geleisteten Arbeitsstunden sind spätestens in Entgeltmeldungen aufzunehmen, die nach 

dem 31.12.2009 erstattet werden. Dies gilt nicht für Meldezeiträume vor dem 01.01.2010. 
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7 Abkürzungsverzeichnis 

ABV Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen 

ALG Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 

BNS Betriebsnummern-Service der Bundesagentur für Arbeit 

BMG Bundesministerium für Gesundheit 

DBAN Datenbaustein Anschrift 

DBEU Datenbaustein Europäische Versicherungsnummer 

DBGB Datenbaustein Geburtsdaten 

DBHB Datenbaustein Höherversicherungsbeitrag 

DBKS Datenbaustein Knappschaft/See 

DBKV Datenbaustein Krankenversicherung 

DBME Datenbaustein Meldesachverhalt 

DBMI Datenbaustein Mitgliedsidentifikation 

DBNA Datenbaustein Name 

DBSO Datenbaustein Sofortmeldung 

DBUV Datenbaustein Unfallversicherung 

DEÜV Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung 

DSBD Datensatz Betriebsdatenpflege 

DSBE Datensatz Beitragserhebung 

DSKO Datensatz Kommunikation 

DSME Datensatz Meldung 

FELEG Gesetz zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 

KVLG 1989 Zweites Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte 

MOD-ID Modifikations-Identifikation des geprüften Softwareproduktes 

PROD-ID Produkt-Identifikation des systemgeprüften Softwareproduktes 

SGB Sozialgesetzbuch 

 

 

 

Anlagen 
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Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

2. Änderung der Gemeinsamen Grundsätze für die Datenerfassung und Datenüber-

mittlung zur Sozialversicherung nach § 28b Abs. 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) 

zum 01.06.2012; 

hier: Neuer Personengruppenschlüssel (PGR) für Heimarbeiter, Erweiterung des Abgabe-

grundes (GD) 53 um den freiwilligen Wehrdienst und neue Abgabegründe im Datensatz  

Betriebsdatenpflege (DSBD) 

________________________________________________________________________ 

 

Die Gemeinsamen Grundsätze nach § 28b Abs. 2 SGB IV werden aufgrund folgender An-

lässe zum 01.06.2012 erweitert: 

 

1. Neuer PGR 124 für Heimarbeiter 
Heimarbeiter haben im Krankheitsfall grundsätzlich keinen Anspruch auf Entgeltfortzahlung 

für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zur Dauer von sechs Wochen; als Ausgleich erhalten 

diese Arbeitnehmer einen Zuschlag zum Arbeitsentgelt (§ 10 Abs. 1 EFZG). Hieraus ergibt 

sich nach § 44 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch für Heimarbeiter ein so-

fortiger Krankengeldanspruch ab dem Tag, der auf den Tag der ärztlichen Feststellung der 

Arbeitsunfähigkeit folgt. Zur Feststellung des sofortigen Krankengeldanspruches benötigen 

die Krankenkassen die Information über die Beschäftigung als Heimarbeiter. Ferner wird die 

Information für das Erstattungsverfahren nach dem Aufwendungsausgleichgesetz (AAG) 

benötigt, um auszuschließen, dass eine Erstattung im U 1-Verfahren nach § 1 Abs. 1 AAG 

an den Arbeitgeber erfolgt. Bislang konnte die Information über eine Beschäftigung als 

Heimarbeiter dem gemeldeten Tätigkeitsschlüssel entnommen werden. Durch den Wegfall 

der Kennzeichnung von Heimarbeitern im neuen Tätigkeitsschlüssel (TT2010) sind Heimar-

beiter nunmehr über einen PGR abzubilden.  

Die zunächst erwogene Möglichkeit der Erweiterung des bestehenden PGR 104 (Hausge-

werbetreibende) um Heimarbeiter scheidet aus, da die ausschließlich rentenversicherungs-

pflichtigen Hausgewerbetreibenden anderenfalls (zu Unrecht) mit einem Beitragsgruppen-

schlüssel ungleich 0 in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung gemeldet wer- 
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den könnten und insoweit eine Verschlechterung der Datenqualität hingenommen werden 

müsste. Insoweit wird ein neuer PGR 124 für Heimarbeiter geschaffen.  

Hierbei muss beachtet werden, dass der neue PGR 124 für Heimarbeiter keine Anwendung 

findet, soweit diese aufgrund einer tarifvertraglichen Regelung anstatt des genannten Zu-

schlags zum Arbeitsentgeltes den originären Anspruch auf Entgeltfortzahlung behalten (§ 10 

Abs. 4 EFZG). Diese Heimarbeiter sind nicht mit dem neuen PGR 124, sondern mit einem 

der übrigen PGR zu melden. Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass Heimarbeiter, die in 

der Kranken-, Pflege-, Renten-, und Arbeitslosenversicherung aufgrund einer geringfügigen 

Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV versicherungsfrei sind, mit dem PGR 109 an 

die Minijob-Zentrale zu melden sind.  

Die Gemeinsamen Grundsätze nach § 28b Abs. 2 SGB IV werden in Anlage 3 wie folgt er-

gänzt: 

PGR 124 - Heimarbeiter ohne Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 

Anpassungen erfolgen ferner in den Anlagen 2, 3, 9.4 (Fehlerprüfung) und 16 zum gemein-

samen Rundschreiben „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und 

Arbeitslosenversicherung“. 

2. Erweiterung des GD 53 (Unterbrechungsmeldung wegen gesetzlicher Dienstpflicht)  
Seit dem 01.07.2011 ist die Verpflichtung zum Grundwehrdienst ausgesetzt. Mit dem Ge-

setz zur Änderung wehrrechtlicher Vorschriften 2011 (Wehrrechtsänderungsgesetz 2011 – 

WehrRÄndG 2011) vom 28.04.2011 ist anstelle des verpflichtenden Grundwehrdienstes der 

freiwillige Wehrdienst getreten (§ 54 Abs. 1 Wehrpflichtgesetz). Nach § 56 Wehrpflichtge-

setz gelten die Regelungen zur Ableistung des Grundwehrdienstes in anderen Gesetzen für 

den freiwilligen Wehrdienst analog. Arbeitgeber haben insoweit bei der Unterbrechung einer 

versicherungspflichtigen Beschäftigung aufgrund der Ausübung eines freiwilligen Wehr-

dienstes eine Unterbrechungsmeldung mit dem GD 53 abzugeben.  

Die Gemeinsamen Grundsätze nach § 28b Abs. 2 SGB IV werden in Anlage 2 wie folgt er-

gänzt: 

53 - Unterbrechungsmeldung wegen gesetzlicher Dienstpflicht oder freiwilligem Wehrdienst 

Eine analoge Anpassung erfolgt in Anlage 1 zum gemeinsamen Rundschreiben „Gemein-

sames Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“. 
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2.1 Flankierende Anpassungen in den PGR 301 und 302  
Die Meldungen des Bundesamtes für Wehrverwaltung über einen freiwilligen Wehrdienst  

als versicherungspflichtige Beitragszeit nach § 3 Satz 1 Nr. 2 Sechstes Buch Sozialgesetz-

buch an die Deutsche Rentenversicherung erfolgen in analoger Anwendung des § 40 Abs. 1 

Datenerfassungs- und –übermittlungsverordnung mit dem PGR 301 (Grundwehrdienstleis-

tende). Insoweit erfolgt eine Anpassung in Anlage 2 zum gemeinsamen Rundschreiben wie 

folgt: 

PGR 301 - Grundwehrdienstleistende und Ableistende des freiwilligen Wehrdienstes  

Ferner können nach § 59 Abs. 3 Soldatengesetz (SG) i. d. F. WehrRÄndG 2011 Personen 

aufgrund freiwilliger schriftlicher Verpflichtung bis zum Ablauf des Monats, in dem sie das 

65. Lebensjahr vollenden, zu den in § 60 SG genannten Dienstleistungen (in der Regel 

Wehrübungen) herangezogen werden; es erfolgt insoweit auch eine redaktionelle Ergän-

zung der Beschreibung zum PGR 302 (Wehrübungsleistende) in der Anlage 2 zum gemein-

samen Rundschreiben. 

Des Weiteren ist der zwischenzeitliche Wegfall der mindestens dreitägigen Ausübung eines 

Grundwehrdienstes bzw. Zivildienstes zur Entstehung der Versicherungspflicht in der ge-

setzlichen Rentenversicherung in der Beschreibung der Personengruppen 301 und 303  

berücksichtigt worden. 

3. Erweiterung der Abgabegründe im DSBD 
Bereits in der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 08./09.06.2011 wurde unter TOP 2 zur Verbesse-

rung der Datenqualität die Aufnahme von Abgabegründen im DSBD zum 01.06.2012 be-

schlossen. Die Anpassung der Anlage 9.3 des gemeinsamen Rundschreibens (Fehlerprü-

fungen zum DSBD) erfolgte in der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversi-

cherung zu Fragen des gemeinsamen Meldeverfahrens am 26./27.10.2011 unter TOP 3.  

Der GKV-Spitzenverband wird das Genehmigungsverfahren nach § 28b Abs. 2 Satz 2 

SGB IV einleiten und die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung über das Ergebnis 

des Genehmigungsverfahrens informieren. 
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Anmerkung: 

 

Die geänderten Gemeinsamen Grundsätze nach § 28b Abs. 2 SGB IV in der Fassung ab 

dem 01.06.2012 sind aufgrund weiterer Ergänzungen als Anlagen zu TOP 3 beigefügt. Die 

geänderten Anlagen 1, 2, 3, 9.4 und 16 sind Bestandteil der parallel zur Niederschrift aus-

gelieferten Nachtragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Melde-

verfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung 

vom 15.03.2012 (Version 2.47). 
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Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

3. Änderung der Gemeinsamen Grundsätze für die Datenerfassung und Datenübermitt-

lung zur Sozialversicherung nach § 28b Abs. 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) zum 

01.06.2012; 

hier: Neue UV-Gründe im Datenbaustein Unfallversicherung (DBUV) zur Verbesserung der 

Datenqualität im maschinellen Lohnnachweis (Entgeltmeldungen mit UV-Entgelt 0,00 EUR) 

________________________________________________________________________ 

Im Jahr 2014 wird für die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung der Lohnnachweis in 

Papierform als bisherige Beitragsgrundlage wegfallen. Er wird durch einen von der Datenstel-

le der Träger der Rentenversicherung zusammengefassten maschinellen Lohnnachweis aus 

den Datenbausteinen Unfallversicherung der einzelnen Entgeltmeldungen der Arbeitnehmer 

gem. § 28a Abs. 3a SGB IV ersetzt (DBUV-LN). Ab dem 01.01.2013 gelten die in den Ent-

geltmeldungen übertragenen Werte als Grundlage für den DBUV-LN. Der DBUV-LN befindet 

sich derzeit in der Qualitätssicherung bei den Unfallversicherungsträgern. Im Rahmen dieser 

Qualitätssicherungsmaßnahmen wurde festgestellt, dass der DBUV-LN nach wie vor erheb-

lich von den bisherigen Beitragsgrundlagen für die Unfallversicherungsträger abweicht. Hierfür 

gibt es mehrere Ursachen; eine davon sind zu geringe Entgelte im Vergleich zu den derzeiti-

gen Lohnnachweisen. Als Ursache konnten fehlerhafte Angaben in den Entgeltmeldungen 

identifiziert werden. Dabei wurden insbesondere Entgeltmeldungen mit einem UV-Entgelt von 

0,00 EUR in einer Größenordnung von 1,8 Mio. als fehlerhaft erkannt.  

 

Die Deutsche Rentenversicherung Bund und der GKV-Spitzenverband werden die Deutsche 

Gesetzliche Unfallversicherung unterstützen, um die Angaben der Arbeitgeber in den beste-

henden Entgeltmeldungen weiter zu verbessern, die die Grundlage für den DBUV-LN bilden. 

Hierzu werden mehrere Maßnahmen getroffen (vgl. auch TOP 7 und 8). 

 

1. Begründung der Angabe eines UV-Entgeltes von 0,00 EUR  
Arbeitgeber haben künftig in der Entgeltmeldung konkret zu begründen, warum ein UV-Entgelt 

von 0,00 EUR gemeldet wird. Diese Angabe erfolgt über die Auswahl von vier UV-Gründen im 

DBUV (Feld UV-GRUND). Die neuen UV-Gründe stellen die Fallgestaltungen dar, in denen 

die Meldung eines UV-Entgeltes von 0,00 EUR zulässig ist: 
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UV-Grund 

Feldinhalt Erläuterung 

B04 Erreichen des Höchstjahresarbeitsentgeltes in einer vorangegangenen  

Entgeltmeldung 

B05 Entgelt wird in einer weiteren Meldung mit Abgabegrund 91 gemeldet 

B06 UV-Entgelt wird in einer anderen Gefahrtarifstelle dieser Entgeltmeldung  

angegeben  

B09 Sonstige Sachverhalte, die kein UV-Entgelt in der Entgeltmeldung erfordern 

 

Die neuen UV-Gründe B04 bis B06 und B09 werden in die Anlage 4 der Gemeinsamen 

Grundsätze nach § 28b Abs. 2 SGB IV in der Fassung ab dem 01.06.2012 mit der Maßgabe 

aufgenommen, dass die fehlende Angabe eines UV-Grundes bei einem zu meldenden UV-

Entgelt von 0,00 EUR erst ab dem 01.12.2012 zu einer Abweisung der Meldung führt. Hier-

durch haben Arbeitgeber die neuen UV-Gründe bereits ab dem 01.06.2012 anzuwenden, so-

fern das Entgeltabrechnungsprogramm oder die maschinelle Ausfüllhilfe diese Möglichkeit 

vorsieht. Eine entsprechende Übergangsregelung wird unter Ziffer 6 der Gemeinsamen 

Grundsätze aufgenommen. 

2. Erweiterung der Fehlerprüfungen  
Es werden zwei Fehlerprüfungen in der Anlage 9.4 zum gemeinsamen Rundschreiben „Ge-

meinsames Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ 

geändert, damit Entgeltmeldungen mit einem UV-Entgelt von 0,00 EUR ab dem 01.06.2012 

mit einem der neuen UV-Gründe gemeldet werden können und ab dem 01.12.2012 ohne UV-

Grund abgewiesen werden: 

 

Fehlerprüfung im Feld UV-GRUND 
Die Fehlerprüfung DBUV080 wird um die Werte B04 bis B06 und B09 erweitert und der Feh-

lerlangtext entsprechend angepasst. Entsprechend der Übergangsregelung wird diese Feh-

lerprüfung zum 01.06.2012 eingesetzt (Möglichkeit der Angabe eines neuen UV-Grundes).  

 

Fehlerprüfungen im Feld UV-EG 
Die Fehlerprüfung DBUV184 wird komplett umgestellt. Bisher ist im Feld UV-EG grundsätz-

lich die Grundstellung (Nullen) zulässig. Bei bestimmten UV-Gründen wird die Grundstellung 

mit dieser Fehlerprüfung erzwungen. Mit der Umstellung der Fehlerprüfung muss künftig die 

Angabe der Grundstellung im Feld UV-EG durch die definierten UV-Gründe qualifiziert wer- 
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den. Die Grundstellung ist dann nicht mehr grundsätzlich zulässig. Die Fehlertexte werden 

entsprechend angepasst. Entsprechend der Übergangsregelung wird diese Fehlerprüfung 

zum 01.12.2012 eingesetzt (Abweisung bei fehlender Angabe eines bestimmten UV-

Grundes). 

3. Meldungen mit einem UV-Entgelt von 0,00 EUR für landwirtschaftliche Berufsgenos-

senschaften und Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand  
Unternehmen, die Mitglied einer landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft oder eines Un-

fallversicherungsträgers der öffentlichen Hand sind und deren Beiträge nicht auf Grundlage 

von Arbeitsentgelten berechnet werden, sind nach § 166 Abs. 2 Satz 2 Siebtes Buch Sozial-

gesetzbuch von der Prüfung durch die Rentenversicherungsträger ausgenommen. Diese  

Unternehmen haben im DBUV neben der Betriebsnummer des zuständigen Unfallversiche-

rungsträgers ausschließlich den UV-Grund A08 bzw. A09 (bis zum 31.05.2011 die fiktiven 

Gefahrtarifstellen 88888888 bzw. 99999999) anzugeben; ein UV-Entgelt ist nicht zu melden 

(0,00 EUR). Um auszuschließen, dass Unternehmen landwirtschaftlicher Berufsgenossen-

schaften bei diesen Entgeltmeldungen echte Gefahrtarifstellen nutzen und in Kombination  

mit dem korrekten UV-Entgelt 0,00 EUR unplausible Entgeltmeldungen erzeugen, erfolgt  

über die Fehlerprüfung DBUV103 im Feld BBNR-UV ein Bezug zur Anlage 19 (Teil a) des 

gemeinsamen Rundschreibens, die alle gültigen Betriebsnummern landwirtschaftlicher Be-

rufsgenossenschaften abbildet.  

 

Damit ist gewährleistet, dass bei Angabe einer landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft im 

DBUV nur noch der UV-Grund A08 und keine tatsächliche Gefahrtarifstelle angegeben wer-

den kann: 

 

Fehlernummer: DBUV103 
Bei Meldungen ungleich Stornierungen mit der Betriebsnummer eines UV-Trägers gemäß 

Anlage 19 Teil a ist nur der UV-GRUND „A08“ zulässig. 

Die Fehlertexte werden entsprechend angepasst.  

 

Analog hierzu ist bei Meldungen der Arbeitgeber, die bei einem Unfallversicherungsträger der 

öffentlichen Hand versichert sind und die Beiträge nicht auf Grundlage von Arbeitsentgelten 

berechnen, sicherzustellen, dass nur der UV-GRUND A09 genutzt wird. Hierzu wird eine neue 

Fehlerprüfung im Feld BBNR-UV beschrieben, die gewährleistet, dass bei Angabe der aufge-

führten BBNR-UV nur der UV-GRUND A09 angegeben werden kann: 
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Fehlernummer: DBUV105 
Bei Meldungen ungleich Stornierungen mit der Betriebsnummer eines UV-Trägers 

„01627953“, „03701377“, „09322747“, „13385729“, „18626026“, „18645029“, „21204943“, 

„26125562“, „28143238“, „29086457“, „29214533“, „34239086“, „44861264“ oder „98705576“ 

ist nur der UV-GRUND „A09“ zulässig. 

Fehlertext kurz: 
Bei dieser BBNRUV ist nur der UV-GRUND A09 zulässig 

Fehlertext lang: 
Bei Meldungen ungleich Stornierungen mit der angegebenen Betriebsnummer des UV-

Trägers ist nur der UV-GRUND A09 zulässig 

 

Die vorgenannten Änderungen treten zum 01.12.2012 in Kraft, um sicherzustellen, dass ins-

besondere die für die weiteren Qualitätssicherungsmaßnahmen der Unfallversicherungsträger 

maßgeblichen Jahresmeldungen für das Jahr 2012 nur noch mit richtigen Inhalten gemeldet 

werden. 

 

Hinweis zur Stornierung von Entgeltmeldungen aufgrund eines falschen DBUV 
Im Sinne der Stornierungslogik (Inhalt der Stornierungsmeldung ist identisch mit dem Inhalt 

der zu stornierenden Meldung) erfolgt keine Fehlerprüfung bei der Stornierung von abgege-

benen Entgeltmeldungen mit einem UV-Entgelt von 0,00 EUR. Allerdings sprechen sich die 

Spitzenorganisationen der Sozialversicherung dafür aus, dass künftig zumindest die Fehler-

prüfungen Anwendung finden sollten, die zum Zeitpunkt der ursprünglichen Abgabe galten, 

um einen Mehraufwand bei den Datenannahmestellen und Krankenkassen zu vermeiden.  

Die Deutsche Rentenversicherung Bund wird in Bezug auf die Stornierungslogik beim DBUV 

bis zur Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des ge-

meinsamen Meldeverfahrens am 20./21.06.2012 einen Vorschlag erarbeiten. 

 

Die neuen UV-Gründe B04 bis B06 und B09 sind in den Gemeinsamen Grundsätzen nach 

§ 28b Abs. 2 SGB IV in der Fassung ab dem  01.06.2012 in der Anlage 4 zu berücksichtigen; 

im Textteil wird unter Punkt 6 die beschriebene Übergangsregelung (keine Abweisung bis 

zum 30.11.2012) dokumentiert.  

Der GKV-Spitzenverband wird das Genehmigungsverfahren nach § 28b Abs. 2 Satz 2 SGB IV 

einleiten und die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung über das Ergebnis des Ge-

nehmigungsverfahrens informieren. 
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Als Einsatztermine für das Kernprüfprogramm werden der 01.06.2012 (DBUV080) und 

01.12.2012 (DBUV103, DBUV105 und DBUV184) festgelegt. 

 

Anmerkung: 

Die erweiterten Gemeinsamen Grundsätze nach § 28b Abs. 2 SGB IV sind als Anlagen beige-

fügt (einschließlich der Änderungen, die sich aus TOP 2 ergeben). 

Die geänderte Anlage 9.4 ist Bestandteil der parallel zur Niederschrift ausgelieferten Nach-

tragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kran-

ken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 15.03.2012 (Versi-

on 2.47). 
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Anlage 1 zu TOP 3 

GKV-SPITZENVERBAND, BERLIN 

DEUTSCHE RENTENVERSICHERUNG BUND, BERLIN 

BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT, NÜRNBERG 

DEUTSCHE GESETZLICHE UNFALLVERSICHERUNG, BERLIN  

_______________________________________________________________________ 

15.03.2012 

Gemeinsame Grundsätze für die Datenerfassung und 

Datenübermittlung zur Sozialversicherung 
nach § 28b Absatz 2 SGB IV 

in der vom 01.06.2012 an geltenden Fassung1 

Der GKV-Spitzenverband (Spitzenverband Bund der Krankenkassen), die Deutsche Ren-

tenversicherung Bund, die Bundesagentur für Arbeit sowie die Deutsche Gesetzliche Un-

fallversicherung haben für die Erstattung der Meldungen zur Kranken-, Pflege-, Renten- 

und Arbeitslosenversicherung die nachfolgenden „Gemeinsamen Grundsätze für die Da-

tenerfassung und Datenübermittlung zur Sozialversicherung“ aufgestellt. Sie kommen 

damit ihrer Verpflichtung nach § 28b Absatz 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) 

nach. 

Die Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen (ABV) hat im Hin-

blick auf die Besonderheiten zum Meldeverfahren zu den berufsständischen Versor-

gungseinrichtungen ebenfalls an diesen Grundsätzen mitgewirkt. 

Die „Gemeinsamen Grundsätze für die Datenerfassung und Datenübermittlung zur Sozi-

alversicherung“ sind nach Anhörung der Arbeitgeberverbände vom Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales genehmigt worden. 

Die gemeinsamen Grundsätze werden durch gemeinsame Verlautbarungen der Spitzen-

organisationen der Sozialversicherung sowie durch Verlautbarungen der ABV erläutert. 

                                                

1 Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat den Gemeinsamen Grundsätzen nach Anhö-
rung der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände am XX.XX.2012 zugestimmt. 
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1 Allgemeines 

Der GKV-Spitzenverband, die Deutsche Rentenversicherung Bund, die Bundesagentur für 

Arbeit sowie die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung bestimmen in den nachfolgenden 

gemeinsamen Grundsätzen 

- die Schlüsselzahlen für die Beitragsgruppen, 

- die Schlüsselzahlen für die Abgabegründe, 

- die Schlüsselzahlen für die Personengruppen und 

- den Aufbau des Meldedatensatzes und der Datenbausteine. 

Die Besonderheiten bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (siehe 

§ 31 der Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung - DEÜV -) bleiben unberührt. 

Der Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialversicherung, der für die landwirtschaftli-

che Sozialversicherung besondere Aufgaben nach dem Zweiten Gesetz über die Kranken-

versicherung der Landwirte (KVLG 1989), dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwir-

te (ALG) beziehungsweise dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) wahrnimmt, hat 

an diesen Grundsätzen im Hinblick auf die Besonderheiten in der landwirtschaftlichen Sozi-

alversicherung mitgewirkt. 

Soweit in diesen gemeinsamen Grundsätzen der Begriff „Einzugsstelle“ verwendet wird, sind 

damit sowohl die Krankenkassen als auch die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-

Bahn-See als Minijob-Zentrale gemeint. 

1.1 Versicherungsnummer 

Die Versicherungsnummer ist dem Sozialversicherungsausweis zu entnehmen und in die 

Meldung zu übertragen. Soweit die Versicherungsnummer nicht bekannt oder noch nicht 

vergeben ist, können die Anmeldungen auch ohne Versicherungsnummer, dann aber mit 

den Angaben zur Vergabe einer Versicherungsnummer, übermittelt werden. Alle persönli-

chen Angaben sind amtlichen Unterlagen zu entnehmen. 

1.2 Mitgliedsnummer bei einer berufsständischen Versorgungseinrichtung 

Die Mitgliedsnummer wird von der zuständigen berufsständischen Versorgungseinrichtung 

für die Dauer der Mitgliedschaft vergeben. Sie ist in die Meldung an die berufsständische 

Versorgungseinrichtung zu übertragen. Soweit die Mitgliedsnummer nicht bekannt oder nicht 

vergeben ist, muss in der Meldung eine fiktive Mitgliedsnummer der berufsständischen Ver-

sorgungseinrichtung verwendet werden. 
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1.3 Schlüsselzahlen für die Beitragsgruppen 

Die Beitragsgruppen sind in den Meldungen mit dem vierstelligen numerischen Schlüssel zu 

verschlüsseln. Für jeden Beschäftigten ist in der Reihenfolge Kranken-, Renten-, Arbeitslo-

sen- und Pflegeversicherung die zutreffende Ziffer (siehe Anlage 1) anzugeben. 

1.4 Schlüsselzahlen für die Abgabegründe 

Die Abgabegründe sind in den Meldungen zweistellig numerisch zu verschlüsseln. Für jede 

Meldegruppe ist entsprechend dem Meldesachverhalt der zutreffende Schlüssel (siehe Anla-

ge 2) anzugeben. 

Treffen für einen meldepflichtigen Sachverhalt innerhalb der Meldegruppe Anmeldung 

(Schlüsselzahlen 10 bis 13) beziehungsweise der Meldegruppe Abmeldung (Schlüsselzahlen 

30 bis 36) mehrere Abgabegründe zu, ist stets der Abgabegrund mit der niedrigeren Schlüs-

selzahl anzugeben. 

1.5 Schlüsselzahlen für die Personengruppen 

Die Personengruppen sind in den Meldungen dreistellig numerisch (siehe Anlage 3) zu ver-

schlüsseln. Die erste Stelle des Schlüssels (Ziffer 1) ist fest vorgegeben und dient der Ein-

zugsstelle als Identifikationsmerkmal der Meldung eines Arbeitgebers. Weitere Ziffern in der 

Stelle 1 sind dem Meldeverfahren mit anderen Stellen vorbehalten. 

Grundsätzlich ist der Schlüssel 101 beziehungsweise 140 zu verwenden. Hat das Beschäfti-

gungsverhältnis besondere Merkmale, gelten die Schlüssel 102 fortfolgende beziehungswei-

se 141 fortfolgende. Sofern gleichzeitig mehrere besondere Merkmale auftreten und demzu-

folge mehrere Schlüssel möglich sind, ist derjenige mit der niedrigsten Schlüsselzahl zu ver-

wenden. Die Schlüssel 109 und 110 haben jedoch immer Vorrang. 

Soweit Meldungen für ausschließlich in der gesetzlichen Unfallversicherung versicherungs-

pflichtige Personen zu erstellen sind, ist stets die Personengruppe 190 zu verwenden. 

1.6 Schlüsselzahlen für die Angaben zur Tätigkeit 
Die ausgeübten Tätigkeiten sind in den Meldungen zu verschlüsseln. Der Schlüssel enthält 

Angaben zur ausgeübten Tätigkeit, die Stellung im Beruf und die Ausbildung des Versicher-

ten. Der Schlüssel für die Angaben zur Tätigkeit ist derzeit noch fünfstellig und wird für Mel-

dezeiträume ab 01.12.2011 (Beginn des Meldezeitrums oder Ende des Meldezeitraums liegt 

nach dem 30.11.2011) durch einen neunstelligen Schlüssel ersetzt. Er enthält dann Angaben 

für den ausgeübten Beruf nach der Klassifikation der Berufe 2010, den höchsten allgemein-

bildenden Schulabschluss und den höchsten beruflichen Ausbildungsabschluss des Be-

schäftigten sowie Angaben über Leiharbeit und der Vertragsform der Beschäftigung. Details 
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zum Aufbau und den Inhalten des Schlüssels werden in der Anlage 5 des gemeinsamen 

Rundschreibens der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung „Gemeinsames Melde-

verfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ vom 15.07.1998 in 

der jeweils geltenden Fassung beschrieben. 

2 Sonderregelungen 

2.1 Unständig Beschäftigte 

Für unständig Beschäftigte sind die gleichen Meldungen zu erstatten wie für ständig Be-

schäftigte. In Anwendung der besonderen Vorschriften zum Beginn und Ende der Mitglied-

schaft unständig Beschäftigter (§ 186 Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch - SGB 

V) können Arbeitgeber die Beschäftigungszeiten eines unständig Beschäftigten innerhalb 

eines Kalendermonats optional in einer An- und Abmeldung zusammenfassen, wenn der 

Zeitraum der Unterbrechung zwischen den einzelnen unständigen Beschäftigungen nicht 

mehr als drei Wochen beträgt. 

2.2 Geringfügig entlohnte Beschäftigte 

Für geringfügig entlohnte Beschäftigte, für die pauschale Beiträge zur Kranken- und/oder 

Rentenversicherung zu entrichten sind, hat der Arbeitgeber grundsätzlich die gleichen Mel-

dungen zu erstatten wie für versicherungspflichtig Beschäftigte. Die Meldungen sind aus-

schließlich bei der Minijob-Zentrale einzureichen. Unter Personengruppenschlüssel ist stets 

die Schlüsselzahl 109 einzutragen. Die Beitragsgruppe zur Krankenversicherung ist mit 6 

und die Beitragsgruppe zur Rentenversicherung - sofern nicht auf die Rentenversicherungs-

freiheit verzichtet wird - mit 5 zu verschlüsseln; wird auf die Rentenversicherungsfreiheit ver-

zichtet, ist zur Rentenversicherung die Beitragsgruppe 1 zu verwenden (siehe zu den 

Schlüsselzahlen für Beitragsgruppen auch Anlage 1). Liegt für diese Beschäftigung eine Be-

freiung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 

VI) vor, ist zur Rentenversicherung die Beitragsgruppe 0 zu verwenden und die Meldung 

auch bei der Datenannahmestelle der berufsständischen Versorgungseinrichtungen einzu-

reichen. Als „Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt“ ist in den Meldungen das Arbeitsentgelt ein-

zutragen, von dem Pauschalbeiträge oder - bei Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit 

- Rentenversicherungsbeiträge gezahlt wurden, wobei bei einem Verzicht auf die Rentenver-

sicherungsfreiheit die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nach § 163 Absatz 8 SGB VI 

von monatlich 155 Euro zu beachten ist. Als „Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt zur Unfallver-

sicherung“ ist im Datenbaustein Unfallversicherung (DBUV) das Arbeitsentgelt anzugeben, 

das beitragspflichtig in der Unfallversicherung ist. 
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2.3 Kurzfristig Beschäftigte 

Auch für kurzfristig Beschäftigte sind grundsätzlich die gleichen Meldungen zu erstatten wie 

für versicherungspflichtig Beschäftigte; die Meldungen sind ausschließlich bei der Minijob-

Zentrale einzureichen. Unter Personengruppenschlüssel ist stets die Schlüsselzahl 110 ein-

zutragen. Sämtliche Beitragsgruppen sind mit 0 zu verschlüsseln und als „Beitragspflichtiges 

Arbeitsentgelt“ sind im Datenbaustein Meldesachverhalt (DBME) sechs Nullen anzugeben. 

Im DBUV ist hingegen als „Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt zur Unfallversicherung“ das Ar-

beitsentgelt anzugeben, das beitragspflichtig in der Unfallversicherung ist. 

Sofern ein Rahmenarbeitsvertrag abgeschlossen wurde, kann der Arbeitgeber den Beschäf-

tigten zum Beginn des Beschäftigungsverhältnisses an- und zum Ende des Beschäftigungs-

verhältnisses abmelden. Dabei sind die zeitlichen Voraussetzungen des § 8 Absatz 1 Num-

mer 2 SGB IV zu beachten. 

Darüber hinaus kann die kurzfristige Beschäftigung - auch innerhalb eines Rahmenarbeits-

vertrages - nach ihrem tatsächlichen Verlauf (tageweise) gemeldet werden. 

2.4 GKV-Monatsmeldungen 

Zur Prüfung und Durchführung des Sozialausgleichs in der gesetzlichen Krankenversiche-

rung nach § 242b Absatz 3 SGB V und zur Prüfung der Anwendung der Gleitzonenregelung 

und des Überschreitens der Beitragsbemessungsgrenzen durch die Krankenkassen nach 

§ 28h Absatz 2a Nummern 2 und 3 SGB IV haben Arbeitgeber bei versicherungspflichtigen 

Mehrfachbeschäftigten, für unständig Beschäftigte und in den Fällen, in denen der Beschäf-

tigte weitere in der gesetzlichen Krankenversicherung beitragspflichtige Einnahmen erzielt, 

soweit bekannt, eine monatliche Meldung an die zuständige Einzugsstelle abzugeben (§ 28a 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 in Verbindung mit Absatz 4a SGB IV). Diese Meldung ist auch 

abzugeben, sofern der Arbeitgeber den Anspruch auf Sozialausgleich nicht vollständig durch 

eine Verringerung des monatlichen Beitragsanteils des Arbeitnehmers begleichen kann 

(§ 242b Absatz 2 Satz 4 SGB V).  

Aufgrund des durch das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) festgelegten und am 

28.10.2011 im Bundesanzeiger verkündeten durchschnittlichen Zusatzbeitrages in Höhe von 

0,00 EUR für das Jahr 2012 kann für Mitglieder in der gesetzlichen Krankenversicherung 

kein Anspruch auf Sozialausgleich entstehen. GKV-Monatsmeldungen sind daher im Jahr 

2012 nur abzugeben, sofern eine versicherungspflichtige Mehrfachbeschäftigung vorliegt, 

damit die Krankenkassen die Anwendung der Gleitzonenregelung und das Überschreiten der 

Beitragsbemessungsgrenzen aufgrund einer versicherungspflichtigen Mehrfachbeschäfti-

gung prüfen können.  
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Die GKV-Monatsmeldung ist mit dem Datensatz Meldung (DSME) und dem Datenbaustein 

Krankenversicherung (DBKV) zu erstatten. 

Die landwirtschaftlichen Krankenkassen als Teil der landwirtschaftlichen Sozialversicherung 

sind in das Beitragsverfahren über den Gesundheitsfonds nicht eingebunden und auch am 

Risikostrukturausgleich nicht beteiligt. Von den landwirtschaftlichen Krankenkassen werden 

keine Zusatzbeiträge erhoben. Daher werden deren Mitglieder nicht von dem Sozialaus-

gleich erfasst. Eine GKV-Monatsmeldung ist für Arbeitnehmer, die Mitglied einer landwirt-

schaftlichen Krankenkasse sind, nicht abzugeben. 

2.5 Sofortmeldungen 

Der Tag des Beginns eines Beschäftigungsverhältnisses ist in den in § 28a Absatz 4 Satz 1 

SGB IV genannten Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftzweigen spätestens bei Beschäfti-

gungsaufnahme unmittelbar an die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung zu mel-

den (Sofortmeldung). Die Sofortmeldung ist mit dem DSME und dem Datenbaustein Sofort-

meldung (DBSO) zu erstatten. 

2.6 Berufsständische Versorgungseinrichtungen 

Nach § 28a Absatz 10 SGB IV hat der Arbeitgeber für Beschäftigte, die 

- nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 SGB VI von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 

Rentenversicherung befreit sind,  

- Mitglied einer berufsständischen Versorgungseinrichtung sind und 

- in dieser Beschäftigung einen Anspruch auf einen Arbeitgeberbeitragsanteil gemäß § 172 

Absatz 2 SGB VI haben, 

die in Abschnitt 3.2 aufgeführten Datensätze und Datenbausteine (nicht jedoch die Daten-

bausteine Europäische Versicherungsnummer, Unfallversicherung, Krankenversicherung, 

Knappschaft/See und Sofortmeldung) zusätzlich an die Datenannahmestelle der berufsstän-

dischen Versorgungseinrichtungen zu erstatten. Die Beitragsgruppe zur Rentenversicherung 

ist mit 0 zu verschlüsseln. 

Bei einem Wechsel der berufsständischen Versorgungseinrichtung innerhalb eines beste-

henden Beschäftigungsverhältnisses ist zum Tage vor dem Zuständigkeitswechsel eine Ab-

meldung wegen Änderungen im Beschäftigungsverhältnis und mit dem Tage, an dem der 

Wechsel wirksam wird, eine Anmeldung wegen Änderungen im Beschäftigungsverhältnis zu 

erstatten. Die Meldungen zur Beitragserhebung nach § 28a Absatz 11 SGB IV sind aus-

schließlich gegenüber der Datenannahmestelle der berufsständischen Versorgungseinrich-

tung zu erstatten. 
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3 Automatisiertes Meldeverfahren 

3.1 Allgemeines 

Voraussetzung für die Erstattung der Meldungen im automatisierten Verfahren ist insbeson-

dere, dass die Daten über die Beschäftigungszeiten und die Höhe der beitragspflichtigen 

Bruttoarbeitsentgelte aus maschinell geführten Entgeltunterlagen herrühren und die Arbeiten 

ordnungsgemäß durchgeführt werden. Die den Meldungen zugrunde liegenden Tatbestände 

müssen maschinell erkannt werden. Vom 01.01.2006 an dürfen auch systemuntersuchte 

Ausfüllhilfen für die maschinelle Datenübermittlung genutzt werden (vergleiche Abschnitt 4). 

Für die Beurteilung einer ordnungsgemäßen Abwicklung der Entgeltabrechnung und für die 

Berechnung der Beiträge sind die Regelungen der Beitragsverfahrensverordnung (in der 

jeweils geltenden Fassung) maßgebend. 

3.2 Datensätze und Datenbausteine 

Für die Datenübermittlung zwischen Arbeitgebern und Datenannahmestellen sind die nach-

stehend beschriebenen Datensätze 

- Datensatz Kommunikation (DSKO) 

- Datensatz Meldung (DSME) mit den zugehörenden Datenbausteinen 

- Datensatz Betriebsdatenpflege (DSBD) 

zu verwenden (siehe Anlage 4). 

Für die monatlichen Meldungen zur Beitragserhebung nach § 28a Absatz 11 SGB IV gegen-

über der Datenannahmestelle der berufständischen Versorgungseinrichtungen sind der Da-

tensatz DSBE und die Datenbausteine gemäß Anlage 5 zu verwenden. 

3.2.1 Datensatz Kommunikation (DSKO) 

Zur Identifikation der eingesetzten Software und zur Sicherstellung eines maschinellen Feh-

lermanagementverfahrens erstellt das vom Arbeitgeber eingesetzte systemgeprüfte Entgelt-

abrechnungsprogramm beziehungsweise die systemgeprüfte Ausfüllhilfe je Datenlieferung 

an die Datenannahmestelle einen DSKO, der insbesondere die folgenden Daten enthält: 

- PROD-ID - Produkt-Identifikation des systemgeprüften Softwareproduktes (Programm-

bezeichnung) 

- MOD-ID - Modifikations-Identifikation des geprüften Softwareproduktes (Versionsnum-

mer) 

3.2.2 Datensatz Meldung (DSME) 

Der DSME enthält die Daten für eine Anmeldung, Abmeldung, Jahresmeldung, Unterbre-
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chungsmeldung, GKV-Monatsmeldung, Sofortmeldung, Änderungsmeldung, Vergabe und 

Rückmeldung einer Versicherungsnummer sowie zur Steuerung und Identifikation der Da-

tenbausteine: 

- Datenbaustein Meldesachverhalt (DBME) 

- Datenbaustein Name (DBNA) 

- Datenbaustein Geburtsdaten (DBGB) 

- Datenbaustein Anschrift (DBAN) 

- Datenbaustein Europäische Versicherungsnummer (DBEU) 

- Datenbaustein Unfallversicherung (DBUV) 

- Datenbaustein Knappschaft/See (DBKS) 

- Datenbaustein Sofortmeldung (DBSO) 

- Datenbaustein Krankenversicherung (DBKV) 

3.2.3 Datensatz Betriebsdatenpflege (DSBD) 

Nach § 5 Absatz 5 DEÜV sind Arbeitgeber verpflichtet, Änderungen von Betriebsdaten dem 

Betriebsnummern-Service der Bundesagentur für Arbeit (BNS) unverzüglich zu melden. Mit-

tels DSBD teilen die Arbeitgeber alle relevanten Änderungen im Rahmen des eingesetzten 

systemgeprüften Entgeltabrechnungsprogramms oder der systemgeprüften Ausfüllhilfe dem 

BNS mit. 

3.2.4 Datensatz Beitragserhebung (DSBE) 

Der DSBE enthält die Daten zur Beitragserhebung durch eine berufsständische Versor-

gungseinrichtung sowie zur Steuerung und Identifikation der Datenbausteine: 

- Datenbaustein Mitgliedsidentifikation (DBMI) 

- Datenbaustein Höherversicherungsbeitrag (DBHB) 

3.3 Stornierung von Meldungen  

Anmeldungen, Abmeldungen, Jahresmeldungen, Unterbrechungsmeldungen, sonstige Ent-

geltmeldungen und Sofortmeldungen sind zu stornieren, wenn sie nicht zu erstatten waren, 

bei einer unzuständigen Stelle erstattet wurden oder unzutreffende Angaben enthielten. 

Bei Stornierung einer bereits erstatteten Meldung ist der DSME grundsätzlich mit den ur-

sprünglich übermittelten Daten und Datenbausteinen zu übermitteln.  

Dabei sind im DSME nur die Daten zur Steuerung im Feld „Zeitpunkt der Erstellung des Da-

tensatzes“ zu aktualisieren. 

Dem DSME folgt der DBME beziehungsweise der DBKV oder der DBSO mit dem Kennzei-
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chen „Stornierung einer bereits abgegebenen (Sofort-) Meldung“. 

Ausnahmen hiervon bilden Stornierungen von Entgeltmeldungen für Meldezeiträume vor 

dem 01.06.2011. Stornierungsmeldungen müssen in diesen Fällen die ursprünglich übermit-

telten Daten in der neuen Version (02) des DSME wiedergeben.   

3.4 Verarbeitungsbestätigung 
Die Datenannahmestelle bestätigt dem Absender der Datenlieferung (Ersteller der Datei, 

zum Beispiel Arbeitgeber, Steuerberater oder Service-Rechenzentrum) die Datenannahme 

(Verarbeitungsbestätigung). Positive Verarbeitungsbestätigungen werden dem Ersteller der 

Datei entweder über den Kommunikationsserver oder per E-Mail zugestellt, wobei der Erstel-

ler der Datei durch entsprechende Kennzeichnung im DSKO auf die Übermittlung von positi-

ven Verarbeitungsbestätigungen (die Datei enthält ausschließlich fehlerfreie Datensätze be-

ziehungsweise Datenbausteine) verzichten kann.  

Auf die Zustellung einer negativen Verarbeitungsbestätigung (die Datei enthält fehlerhafte 

Datensätze beziehungsweise Datenbausteine) kann dagegen nicht verzichtet werden. Aller-

dings kann der Ersteller der Datei durch entsprechende Kennzeichnung im DSKO steuern, 

ob negative Verarbeitungsbestätigungen in Dateiform (Rückgabe fehlerhafter Datensätze 

beziehungsweise Datenbausteine mit angehängtem Fehlerdatenbaustein) verschlüsselt über 

den Kommunikationsserver oder per E-Mail als Fehlerprotokoll unter Angabe eines Fehler-

textes (Fehlertext gemäß Anlage 9 des gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenorganisati-

onen der Sozialversicherung „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- 

und Arbeitslosenversicherung“ vom 15.07.1998 in der jeweils geltenden Fassung) zugestellt 

werden sollen. 

Gleiches gilt für die Rückmeldung der Versicherungsnummer sowie sonstige Rückmeldun-

gen. 

4 Maschinelle Ausfüllhilfen 

Arbeitgeber, die kein systemgeprüftes Entgeltabrechnungsprogramm einsetzen, müssen die 

Meldungen zur Sozialversicherung mittels systemgeprüfter maschineller Ausfüllhilfen an die 

Datenannahmestellen übermitteln. Abschnitt 3.2 gilt entsprechend. Arbeitgeber, die system-

geprüfte Entgeltabrechnungsprogramme einsetzen, können für einzelne Meldungen auch 

systemgeprüfte Ausfüllhilfen nutzen. Eine maschinelle Zuführung von Meldedaten aus den 

Beständen der Arbeitgeber in die Ausfüllhilfe ist nicht zulässig. 
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5 Datenübermittlung 

5.1 Allgemeines 

Die Meldungen sind durch Datenübertragung zu übermitteln. Das Verfahren zur Datenüber-

tragung muss den jeweils geltenden Normen entsprechen. Die Aufstellung der Normen wird 

in den Grundsätzen für Datenübermittlung und Datenträgeraustausch des Bundesministeri-

ums des Innern veröffentlicht. 

5.2 Datenübertragung 

Für die Datenübertragung zwischen Arbeitgebern und Datenannahmestellen sind die „Richt-

linien für den Datenaustausch im Gesundheits- und Sozialwesen“ in der jeweils geltenden 

Fassung zu beachten. 

5.3 Dateiaufbau 

Jede Datei beginnt mit einem Vorlaufsatz und endet mit einem Nachlaufsatz. Zwischen dem 

Vorlaufsatz und dem Nachlaufsatz liegen die Datensätze. 

5.4 Datenannahmestellen 
Die Datenannahmestellen der Einzugsstellen übernehmen die von den Arbeitgebern über-

mittelten Meldungen und leiten diese an die zuständigen Krankenkassen weiter. Die Sofort-

meldungen sind von den Arbeitgebern unmittelbar an die Datenstelle der Träger der Renten-

versicherung zu übermitteln. Die Datenannahmestelle der berufsständischen Versorgungs-

einrichtungen übernimmt die von den Arbeitgebern übermittelten Meldungen und leitet diese 

an die zuständigen berufsständischen Versorgungseinrichtungen weiter. 

6 Übergangsregelungen zur Übermittlung der Meldedaten Unfallversicherung  
Für die Zeit bis zum 30.11.2012 wird es nicht beanstandet, soweit bei Entgeltmeldungen, die 

ab dem 01.06.2012 mit einem UV-Entgelt von 0,00 EUR abgegeben werden, kein UV-Grund 

B04 bis B06 oder B09 im Datenbaustein Unfallversicherung (vgl. Anlage 4) angegeben wird. 

Die Verpflichtung zur Übermittlung der Meldedaten Unfallversicherung gilt für alle Entgelt-

meldungen, die nach dem 31.12.2008 erstattet werden. Dies gilt nicht für Meldezeiträume 

vor dem 01.01.2008. 

Die geleisteten Arbeitsstunden sind spätestens in Entgeltmeldungen aufzunehmen, die nach 

dem 31.12.2009 erstattet werden. Dies gilt nicht für Meldezeiträume vor dem 01.01.2010. 
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7 Abkürzungsverzeichnis 

ABV Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen 

ALG Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 

BNS Betriebsnummern-Service der Bundesagentur für Arbeit 

BMG Bundesministerium für Gesundheit 

DBAN Datenbaustein Anschrift 

DBEU Datenbaustein Europäische Versicherungsnummer 

DBGB Datenbaustein Geburtsdaten 

DBHB Datenbaustein Höherversicherungsbeitrag 

DBKS Datenbaustein Knappschaft/See 

DBKV Datenbaustein Krankenversicherung 

DBME Datenbaustein Meldesachverhalt 

DBMI Datenbaustein Mitgliedsidentifikation 

DBNA Datenbaustein Name 

DBSO Datenbaustein Sofortmeldung 

DBUV Datenbaustein Unfallversicherung 

DEÜV Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung 

DSBD Datensatz Betriebsdatenpflege 

DSBE Datensatz Beitragserhebung 

DSKO Datensatz Kommunikation 

DSME Datensatz Meldung 

FELEG Gesetz zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 

KVLG 1989 Zweites Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte 

MOD-ID Modifikations-Identifikation des geprüften Softwareproduktes 

PROD-ID Produkt-Identifikation des systemgeprüften Softwareproduktes 

SGB Sozialgesetzbuch 

 

 

 

Anlagen 



- unbesetzt -



Anlage 2 
 

Gültig ab: 01.06.2012 

Schlüsselzahlen für die Abgabegründe in den Meldungen nach der 
Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung (DEÜV) 

Anmeldungen 

10 Anmeldung wegen Beginn einer Beschäftigung 
11 Anmeldung wegen Krankenkassenwechsel 
12 Anmeldung wegen Beitragsgruppenwechsel 
13 Anmeldung wegen sonstiger Gründe/Änderungen im Beschäftigungsverhältnis, zum Beispiel 

- Anmeldung nach unbezahltem Urlaub oder Streik von länger als einem Monat nach 
§ 7 Absatz 3 Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV) 

- Anmeldung wegen Rechtskreiswechsel ohne Krankenkassenwechsel 
- Anmeldung wegen Wechsel des Entgeltabrechnungssystems (optional) 
- Anmeldung wegen Änderung des Personengruppenschlüssels ohne 

Beitragsgruppenwechsel 
- Anmeldung wegen Währungsumstellung während eines Kalenderjahres 

20 Sofortmeldung bei Aufnahme einer Beschäftigung nach § 28a Absatz 4 SGB IV 

Abmeldungen 

30 Abmeldung wegen Ende einer Beschäftigung 
31 Abmeldung wegen Krankenkassenwechsel 
32 Abmeldung wegen Beitragsgruppenwechsel 
33 Abmeldung wegen sonstiger Gründe/Änderungen im Beschäftigungsverhältnis 
34 Abmeldung wegen Ende einer sozialversicherungsrechtlichen Beschäftigung nach einer 

Unterbrechung von länger als einem Monat 
35 Abmeldung wegen Arbeitskampf von länger als einem Monat 
36 Abmeldung wegen 

- Wechsel des Entgeltabrechnungssystems (optional) 
- Währungsumstellung während eines Kalenderjahres 

40 Gleichzeitige An- und Abmeldung wegen Ende der Beschäftigung 
49 Abmeldung wegen Tod 

Jahresmeldungen/Unterbrechungsmeldungen/sonstige Entgeltmeldungen 

50 Jahresmeldung 
51 Unterbrechungsmeldung wegen Bezug von bzw. Anspruch auf Entgeltersatzleistungen  
52 Unterbrechungsmeldung wegen Elternzeit 
53 Unterbrechungsmeldung wegen gesetzlicher Dienstpflicht oder freiwilligem Wehrdienst 
54 Meldung von einmalig gezahltem, nicht ausschließlich in der Unfallversicherung 

beitragspflichtigem Arbeitsentgelt (Sondermeldung) 
55 Meldung von nicht vereinbarungsgemäß verwendetem Wertguthaben (Störfall) 
56 Meldung des Unterschiedsbetrags bei Entgeltersatzleistungen während Altersteilzeitarbeit 
57 Gesonderte Meldung nach § 194 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) 
58 GKV-Monatsmeldung 
91 Meldung von einmalig gezahltem, ausschließlich in der Unfallversicherung beitragspflichtigem 

Arbeitsentgelt (Sondermeldung UV) 

Änderungsmeldungen 

60 Änderung des Namens 
61 Änderung der Anschrift 
62 Änderung des Aktenzeichens/der Personalnummer des Beschäftigten (optional) 
63 Änderung der Staatsangehörigkeit 

Meldungen in Insolvenzfällen 

70 Jahresmeldung für freigestellte Arbeitnehmer 
71 Meldung des Vortages der Insolvenz/der Freistellung 
72 Entgeltmeldung zum rechtlichen Ende der Beschäftigung 
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Anlage 3 
 

Gültig ab: 01.06.2012 

Schlüsselzahlen für Personengruppen in den Meldungen nach der 
Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung (DEÜV) 

Personenkreis 

101 Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte ohne besondere Merkmale 
102 Auszubildende ohne besondere Merkmale 
103 Beschäftigte in Altersteilzeit 
104 Hausgewerbetreibende  
105 Praktikanten 
106 Werkstudenten 
107 Behinderte Menschen in anerkannten Werkstätten oder gleichartigen Einrichtungen 
108 Bezieher von Vorruhestandsgeld 
109 Geringfügig entlohnte Beschäftigte nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches 

Sozialgesetzbuch (SGB IV) 
110 Kurzfristig Beschäftigte nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 SGB IV 
111 Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe, Berufsbildungswerken oder ähnlichen 

Einrichtungen für behinderte Menschen 
112 Mitarbeitende Familienangehörige in der Landwirtschaft 
113 Nebenerwerbslandwirte 
114 Nebenerwerbslandwirte - saisonal beschäftigt 
116 Ausgleichsgeldempfänger nach dem Gesetz zur Förderung der Einstellung der 

landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit (FELEG) 
118 Unständig Beschäftigte 
119 Versicherungsfreie Altersvollrentner und Versorgungsbezieher wegen Alters 
121 Auszubildende, deren Arbeitsentgelt die Geringverdienergrenze nach  

§ 20 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 SGB IV nicht übersteigt 
122 Auszubildende in einer außerbetrieblichen Einrichtung  
123 Personen, die ein freiwilliges soziales, ein freiwilliges ökologisches Jahr oder einen 

Bundesfreiwilligendienst leisten 
124 Heimarbeiter ohne Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
127 Behinderte Menschen, die im Anschluss an eine Beschäftigung in einer anerkannten 

Werkstatt in einem Integrationsprojekt beschäftigt sind 
140 Seeleute 
141 Auszubildende in der Seefahrt 
142 Seeleute in Altersteilzeit 
143 Seelotsen 
144  Auszubildende in der Seefahrt, deren Arbeitsentgelt die Geringverdienergrenze nach § 20 

Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 SGB IV nicht übersteigt 
149 In der Seefahrt beschäftigte versicherungsfreie Altersvollrentner und Versorgungsbezieher 

wegen Alters 
190 Beschäftigte, die ausschließlich nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 des Siebten Buches 

Sozialgesetzbuch als Beschäftigte gelten 
 



 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- unbesetzt - 
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Datensätze und Datenbausteine für Meldungen nach der DEÜV Anlage 4 
 
 
4.1 VOSZ - Vorlaufsatz 

 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung des Vorlaufsatzes 
VOSZ 

005-009 005 an M VERFAHRENS-
MERKMAL 
VFMM 

Merkmal, um welche Art von Datenaustausch es sich 
handelt: 

AGDEU = Meldungen der Arbeitgeber an die  
Einzugsstellen (DEÜV) 

KVDEU = Meldungen der Einzugsstellen an die  
Arbeitgeber (DEÜV) 

AGTRV = Meldungen der Arbeitgeber an die  
Rentenversicherung 

RVTAG = Meldungen der Rentenversicherung  
an die Arbeitgeber 

AGBVD = Meldungen der Arbeitgeber an die  
berufsständische Vorsorgungseinrichtung 

BVAGD = Meldungen der berufsständischen  
Vorsorgungseinrichtung an die Arbeitgeber 

010-024 015 an M BBNR- 
ABSENDER 
BBNRAB 

Betriebsnummer des Erstellers der Datei (8 Stellen 
linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

025-039 015 an M BBNR- 
EMPFAENGER 
BBNREP 

Betriebsnummer des Empfängers der Datei (8 Stellen 
linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

040-047 008 n M DATUM-ERSTELLUNG 
ED 

Datum der Erstellung der Datei in der Form: 
jhjjmmtt 

048-053 006 n M LFD-DATEI-NR 
DTNR 

Dateifolgenummer 
000001 - 999999 

054-103 050 an K NAME-ABSENDER 
NAAB 

Kurzbezeichnung des Absenders 

104-105 002 n M VERSIONS-NR 
VERNR 

Versionsnummer des Vorlaufsatzes  
01 
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4.2 DSKO - Datensatz Kommunikation 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung des Datensatzes Kommunikation 
DSKO 

005-009 005 an M VERFAHREN 
VF 

Verfahren, für das der Datensatz bestimmt ist: 
DEUEV = DEÜV-Meldeverfahren 

010-024 015 an M BBNR-ABSENDER 
BBNRAB 

Betriebsnummer des Absenders der Datei (8 Stellen 
linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 
Feldinhalt muss identisch sein mit dem Inhalt des Fel-
des Betriebsnummer des Absenders aus dem Vorlauf-
satz und dem Datensatz DSME. 
nnnnnnnn 

025-039 015 an M BBNR-EMPFAENGER 
BBNREP 

Betriebsnummer des Empfängers der Datei (Datenan-
nahmestelle; 8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden 
Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

040-041 002 n M VERSIONS-NR 
VERNR 

Versionsnummer des übermittelten Datensatzes Kom-
munikation (DSKO) 
01 - 99 
Zulässig ist der Wert „02“ für diese Version. Er gilt bis 
zur Bekanntgabe einer neuen Version. 

042-061 020 n M DATUM-ERSTELLUNG 
ED 

Zeitpunkt der Erstellung des Datensatzes in der Form: 
jhjjmmtt (Datum) 
hhmmss (Uhrzeit) 
msmsms (Mikrosekunde) 
(Wert > 0 in den letzten 6 Stellen optional) 

062-062 001 n M FEHLER-KENNZ 
FEKZ 

Kennzeichnung für fehlerhafte Datensätze 
0 = Datensatz fehlerfrei 
1 = Datensatz fehlerhaft  

063-063 001 n M FEHLER-ANZAHL 
FEAN 

Anzahl der Fehler des Datensatzes 

064-078 015 an M BBNR-ERSTELLER 
BBNRER 

Betriebsnummer des Erstellers der Datei. Sie ist auf 
dem Weg zur Datenannahmestelle identisch mit der 
Betriebsnummer des Absenders der Datei; Stellen 010 
bis 024 (8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden Leer-
zeichen). 
nnnnnnnn 

079-085 007 an M PRODUKT-
IDENTIFIER 
PROD-ID 

Produkt-Identifier des geprüften Softwareproduktes, das 
beim Ersteller der Datei eingesetzt wird. 
Sie wird von der ITSG, eindeutig für jedes systemunter-
suchte Programm, vergeben. 

086-093 008 an M MODIFIKATIONS-
IDENTIFIER 
MOD-ID 

Modifikations-Identifier des geprüften Softwareproduk-
tes, das beim Ersteller der Datei eingesetzt wird. 
Sie wird je geprüfter Produktversion von der ITSG ver-
geben. 

094-123 030 an M NAME1-ABSENDER 
NAME1 

Name des Erstellers der Datei 

124-153 030 an K NAME2-ABSENDER 
NAME2 

Zweiter Namensbestandteil des Erstellers der Datei 

154-183 030 an K NAME3-ABSENDER 
NAME3 

Dritter Namensbestandteil des Erstellers der Datei 

184-193 010 an M PLZ-BETRIEB 
PLZ 

Postleitzahl des Erstellers der Datei 
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Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 
194-227 034 an M ORT-BETRIEB 

ORT 
Betriebssitz des Erstellers der Datei 

228-260 033 an K STRASSE-BETRIEB 
STR 

Strasse des Betriebssitzes des Erstellers der Datei 

261-269 009 an K HAUS-NR-BETRIEB 
NR 

Hausnummer des Betriebssitzes des Erstellers der 
Datei 

270-270 001 an M ANREDE-
ANSPRECHPARTNER 
ANR-AP 

Anrede des Ansprechpartners beim Ersteller der Datei 
M = Männlich 
W = Weiblich 

271-300 030 an M NAME-
ANSPRECHPARTNER 
NAME-AP 

Name des DEÜV-Ansprechpartners beim Ersteller der 
Datei 

301-320 020 an M TELEFON-
ANSPRECHPARTNER 
TEL-AP 

Rufnummer des DEÜV-Ansprechpartners beim Ersteller 
der Datei 

321-340 020 an K FAX-
ANSPRECHPARTNER 
FAX-AP 

Faxrufnummer des DEÜV-Ansprechpartners beim 
Ersteller der Datei 

341-410 070 an M EMAIL-
EMPFAENGER-
PROTOKOLLE 
EMAIL-AP 

E-Mail-Adresse des Empfängers der Protokolle beim 
Ersteller der Datei 

Steuerung der Verarbeitungsbestätigungen und Fehlermeldungen 
411-411 001 an M VER-BESTAETIGUNG 

VERBEST 
Bestätigung der fehlerfreien Verarbeitung erwünscht: 
J = Ja 
N = Nein 

412-412 001 an M KENNZ-FEHLRUECK 
FERUECK 

Verschlüsselte Rückgabe fehlerhafter Datensätze bzw. 
Datenbausteine mit angehängten Fehlerdatenbaustei-
nen und sonstigen Rückmeldungen mittels Datensatz 
erwünscht: 
J = Ja, über E-Mail 
K = Rückmeldungen über den Kommunikationsserver  
 der Datenannahmestellen 

413-415 003 an M RESERVE Blank = Grundstellung 
Daten zum Fehlersachverhalt 

416-xxx     Es folgen ggf. ein oder mehrere Datenbausteine DBFE-
Fehler gemäß den Angaben in dem Feld FEKZ. Die 
Anzahl der Fehlerdatenbausteine ergibt sich aus dem 
Feld FEAN. 
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4.3 Datensatz: DSBD - Datensatz Betriebsdatenpflege 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Daten zur Steuerung 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datensatzes es sich handelt 
DSBD 

005-009 005 an M VERFAHREN 
VF 

Verfahren, für das der Datensatz bestimmt ist 
BTRAG = Betriebsdatenpflege durch Arbeitgeber 

010-024 015 an M BBNR-ABSENDER 
BBNRAB 

Betriebsnummer des Erstellers des Datensatzes  
(8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

025-039 015 an M BBNR-EMPFAENGER 
BBNREP 

Betriebsnummer des Empfängers des Datensatzes 
(8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

040-041 002 n M VERSIONS-NR 
VERNR 

Versionsnummer des übermittelten Datensatzes 
01 

042-061 020 n M DATUM-ERSTELLUNG 
ED 

Zeitpunkt der Erstellung des Datensatzes in der Form: 
jhjjmmtt  (Datum) 
hhmmss  (Uhrzeit) 
msmsms    (Mikrosekunde) 
(Wert > 0 in den letzten 6 Stellen optional) 

062-062 001 n M FEHLER-KENNZ 
FEKZ 

Kennzeichnung für fehlerhafte Datensätze 
0 = Datensatz fehlerfrei 
1 = Datensatz fehlerhaft 

063-063 001 n M FEHLER-ANZAHL 
FEAN 

Anzahl der Fehler des Datensatzes 

Daten zur Identifikation 
064-078 015 an M BBNR-

BETRIEBSSTAETTE 
BBNRBS 

Betriebsnummer der Betriebsstätte, für die die Meldung 
vorgenommen wird (8 Stellen linksbündig mit nachfol-
genden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

079-089 011 an M RESERVE 
RESERVE 

Reservefeld 

090-104 015 an K BBNR-
ABRECHNUNGS-
STELLE 
BBNRAS 

Betriebsnummer der Abrechnungsstelle (z.B. Steuerbe-
rater - 8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden Leerzei-
chen) 
nnnnnnnn 

105-106 002 n M ABGABEGRUND 
GD 

Grund der Abgabe 
11 = Änderung der Betriebsbezeichnung 
12 = Änderung der Anschrift 
13 = Änderung des Status/Ruhendkennzeichens 
14 = Änderung des Ansprechpartners 
15 = Änderung im Datenbaustein DBKA 
16 = Änderung der Meldenden Stelle 
17 = Kombination aus 12-16 
18 = Kombination aus 11 mit mindestens einem 
        weiteren Grund aus 12-16 

107-111 005 an m RESERVE 
RESERVE 

Reservefeld 

112-141 030 an M NAME-
BEZEICHNUNG1 
NAME1 

Name / Bezeichnung des Betriebes – Teil 1 
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Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 
142-171 030 an K NAME-

BEZEICHNUNG2 
NAME2 

Name / Bezeichnung des Betriebes – Teil 2 

172-201 030 an K NAME-
BEZEICHNUNG3 
NAME3 

Name / Bezeichnung des Betriebes – Teil 3 

202-211 010 an M POSTLEITZAHL-
ZUSTELL 
PLZZU 

Postleitzahl (zustellbezogen) (5 Stellen numerisch 
linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 

212-245 034 an M ORT 
ORT 

Ort des Betriebes 

246-278 033 an K STRASSE 
STR 

Straße des Betriebes 
Hinweis: Wenn die Hausnummer nicht separat abge-
legt werden kann, ist es zulässig, die Hausnummer in 
das Feld Straße zu übernehmen. In solchen Fällen 
muss dann das Feld Hausnummer auf Grundstellung 
(Leerzeichen) stehen. 

279-287 009 an K HAUSNUMMER 
HNR 

Hausnummer des Betriebes 

288-297 010 an K POSTLEITZAHL-
POSTFACH 
PLZPO 

Postleitzahl (postfachbezogen) (5 Stellen numerisch 
linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 

298-307 010 an K POSTFACH 
POSTFACH 

Postfach des Betriebes 

308-308 001 an M RUHEND-
KENNZEICHEN 
RUHEND 

Bestätigung über die Betriebstätigkeit bzw. Einstellung 
der Betriebstätigkeit (Mitteilung für Betriebseinstellun-
gen bis Ende des lfd. Kalenderjahres möglich) 
A = aktiver Betrieb 
R = Betriebsaufgabe  

309-323 015 an K MELDENDE-STELLE 
BBNRME 

Betriebsnummer der „meldenden Stelle“ (betriebs-
intern) (8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden Leer-
zeichen) 
nnnnnnnn 
Hinweis: Bei Unternehmen, die über mehrere Betriebs-
stätten mit unterschiedlichen Betriebsnummern verfü-
gen, wird die Betriebsstätte, welche die Meldungen zur 
Sozialversicherung erstattet, als „meldende Stelle“ 
bezeichnet. Dies ist somit kein externer Dienstleister 
wie zum Beispiel ein Steuerberater. 

324-324 001 an K ANREDE-
ANSPRECHPARTNER  
ANR-AP 

Geschlecht zur Anrede des Ansprechpartners  
M = Männlich 
W = Weiblich 
N  = Keine Einzelperson 

325-354 030 an K NAME-  
ANSPRECHPARTNER 
NAME-AP 

Name des Ansprechpartners 

355-374 020 an K TELEFON-  
ANSPRECHPARTNER 
TEL-AP 

Rufnummer des Ansprechpartners 

375-394 020 an K FAX-  
ANSPRECHPARTNER 
FAX-AP 

Faxrufnummer des Ansprechpartners 

395-464 070 an K EMAIL-  
ANSPRECHPARTNER 
EMAIL-AP 

E-Mail-Adresse des Ansprechpartners 

465-484 020 an k AKTENZEICHEN-
VERURSACHER 
AZ-VU 

Dieses Feld steht dem Verursacher zur Verfügung. 

Bei der Datenübermittlung zwischen dem Arbeitgeber 
und der Datenannahmestelle: z. B. Aktenzeichen / Per-
sonalnummer des Beschäftigten 
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Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 
485-504 020 an k DATENSATZ-ID 

DATENSATZ-ID 
Dieses Feld steht dem Verursacher zur Verfügung. 

505-519 015 an K BBNR-KK 
BBNRKK 

Betriebsnummer der für den Beschäftigten zuständigen 
Einzugsstelle oder der berufsständischen Versor-
gungseinrichtung (8 Stellen linksbündig mit nachfol-
genden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

520-534 015 an M RESERVE 
RESERVE 

Reservefeld 

Kennzeichen, ob Datenbausteine für den Arbeitgeber und die Sozialversicherung vorhanden sind 
535-535 001 an M MM-ABWEICHENDE 

ANSCHRIFT 
MMKA 

Datenbaustein DBKA - Abweichende Korrespondenz-
anschrift vorhanden: 
N  = Nein 
J  = Ja  
Hinweis: Die Korrespondenzanschrift muss zum Unter-
nehmen gehören. Sie gehört somit nicht zu einem 
Dienstleister wie zum Beispiel einem Steuerberater. 

Kennzeichen, ob zusätzliche Datenbausteine für die Sozialversicherung vorhanden sind 
(bei der Datenübermittlung zwischen Arbeitgeber und Einzugsstelle ist hier jeweils nur „N“ zulässig) 
536-536 001 an M MM-TEILNAHME-

PFLICHTEN  
MMTN 

Datenbaustein DBTN - Teilnahmepflichten vorhanden: 
N  = Nein 
J  = Ja 

537-541 005 an M RESERVE 
RESERVE 

Reservefeld 

Daten zum Sachverhalt 
542-xxx     Es folgen ggf. die Datenbausteine gemäß den Angaben 

zu den Feldern Stellen 535-536. 
Die Reihenfolge der Datenbausteine muss iden-
tisch sein mit der Reihenfolge der Merkmale im 
DSBD. 
Datenbaustein für Arbeitgeber und die Sozialversiche-
rung: 
–  DBKA - Abweichende Korrespondenzanschrift 

Daten zum Fehlersachverhalt 
xxx-xxx     Es folgen ggf. ein oder mehrere Datenbausteine DBFE- 

Fehler gemäß den Angaben in dem Feld FEKZ. Die 
Anzahl der Fehler-Datenbausteine ergibt sich aus dem 
Feld FEAN. 
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4.4 Datenbaustein: DBKA – Abweichende Korrespondenzanschrift 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Abweichende Korrespondenzanschrift (DBKA) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt  
DBKA 

005-034 030 an M NAME-
BEZEICHNUNG1 
NAME1 

Name / Bezeichnung – Teil 1 

035-064 030 an K NAME-
BEZEICHNUNG2 
NAME2 

Name / Bezeichnung – Teil 2 

065-094 030 an K NAME-
BEZEICHNUNG3 
NAME3 

Name / Bezeichnung – Teil 3 

095-104 010 an M POSTLEITZAHL-
ZUSTELL 
PLZZU 

Postleitzahl (zustellbezogen) (5 Stellen numerisch 
linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 

105-138 034 an M ORT 
ORT 

Ort 

139-171 033 an K STRASSE 
STR 

Straße 
Hinweis: Wenn die Hausnummer nicht separat abgelegt 
werden kann, ist es zulässig, die Hausnummer in das 
Feld Straße zu übernehmen. In solchen Fällen muss 
dann das Feld Hausnummer auf Grundstellung (Leer-
zeichen) stehen.  

172-180 009 an K HAUSNUMMER 
HNR 

Hausnummer 

181-190 010 an K POSTLEITZAHL-
POSTFACH 
PLZPO 

Postleitzahl (postfachbezogen) (5 Stellen numerisch 
linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 

191-200 010 an K POSTFACH 
POSTFACH 

Postfach 

201-208 008 an M RESERVE 
RESERVE 

Reservefeld 
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4.5 Datenbaustein: DBFE - Fehler 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Fehler (DBFE) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt 
DBFE 

005-076 072 an M FEHLER 
FE 

Fehlernummer 7 Stellen plus 1 Leerzeichen plus Feh-
lertext (z. B. : xxxxxxx Entgelt überschreitet die BBG) 

 
 
Die Anzahl der Fehler-Datenbausteine ergibt sich aus dem Feld FEHLER-ANZAHL (FEAN) im Daten-
teil „Daten zur Steuerung“ des jeweiligen Datensatzes. 
 



 

Gültig ab: 01.06.2012 Anlage 4 Seite 9 von 23  

4.6  Datensatz: DSME - Meldung 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Daten zur Steuerung 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
 

Kennung, um welchen Datensatz es sich handelt 
DSME 

005-009 005 an M VERFAHREN 
VF 

Verfahren, für das der Datensatz bestimmt ist 
DEUEV = DEÜV- Meldeverfahren 
RVSNR = Rückmeldung der Versicherungsnummer an 

den Arbeitgeber 
010-024 015 an M BBNR-ABSENDER 

BBNRAB 
Betriebsnummer des Erstellers des Datensatzes 
(8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

025-039 015 an M BBNR-EMPFAENGER 
BBNREP 

Betriebsnummer des Empfängers des Datensatzes 
(8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

040-041 002 n M VERSIONS-NR 
VERNR 

Versionsnummer des übermittelten Datensatzes 
02 

042-061 020 n M DATUM-ERSTELLUNG 
ED 

Zeitpunkt der Erstellung des Datensatzes in der Form: 
jhjjmmtt (Datum)  
hhmmss (Uhrzeit) 
msmsms  (Mikrosekunde) 
(Wert > 0 in letzten 6 Stellen optional) 

062-062 001 n M FEHLER-KENNZ 
FEKZ 

Kennzeichnung für fehlerhafte Datensätze 
0 = Datensatz fehlerfrei 
1 = Datensatz fehlerhaft 

063-063 001 n M FEHLER-ANZAHL 
FEAN 

Anzahl der Fehler des Datensatzes 
 

Daten zur Identifikation 
064-075 012 an K VSNR 

VSNR 
Versicherungsnummer in der Form: 
bbttmmjjassp  

076-077 002 an M RESERVE Reservefeld 
078-092 015 an M BBNR-VU 

BBNRVU 
Betriebsnummer des Verursachers des Datensatzes 
(8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen). 

Bei der Datenübermittlung zwischen dem Arbeitgeber 
und der Datenannahmestelle ist hier die Betriebsnum-
mer des Beschäftigungsbetriebes anzugeben. 

nnnnnnnn 
093-112 020 an k AKTENZEICHEN-

VERURSACHER 
AZ-VU 

Dieses Feld steht dem Verursacher zur Verfügung. 

Bei der Datenübermittlung zwischen dem Arbeitgeber 
und der Datenannahmestelle: z. B. Aktenzeichen / Per-
sonalnummer des Beschäftigten 
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Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 
113-127 015 an M BBNR-KK 

BBNRKK 
Betriebsnummer der für den Beschäftigten zuständigen 
Einzugsstelle oder der berufsständischen Versorgungs-
einrichtung. Bei Sofortmeldungen ist die Betriebsnum-
mer der Datenstelle der Träger der Rentenversicherung 
anzugeben. (8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden 
Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

128-147 020 an k AKTENZEICHEN-KK 
AZ-KK 

Dieses Feld steht der Einzugsstelle zur Verfügung 

Bei Meldungen nach § 28a Abs. 10 SGB IV an die Da-
tenannahmestelle der berufsständischen Versorgungs-
einrichtungen ist hier die Mitgliedsnummer des Beschäf-
tigten bei der Versorgungseinrichtung anzugeben. 

148-162 015 an K BBNR-
ABRECHNUNGS-
STELLE 
BBNRAS 

Betriebsnummer der Abrechnungsstelle (z.B. Steuerbe-
rater - 8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden Leerzei-
chen) 
nnnnnnnn 

163-165 003 n M PERSONENGRUPPE 
PERSGR 

Personengruppe gemäß Anlage 3 
nnn 

166-167 002 n M ABGABEGRUND 
GD 

Grund der Abgabe gemäß Anlage 2 
nn 

168-170 003 an m STAATSANGEHOE 
RIGKEITS-SC 
SASC 

Staatsangehörigkeitsschlüssel des statistischen Bun-
desamtes  
nnn 

Kennzeichen, ob Datenbausteine für den Arbeitgeber und die Sozialversicherung vorhanden sind 
171-171 001 an M MM-MELDEDATEN 

MMME 
Datenbaustein DBME - Meldesachverhalt vorhanden: 
N = keine Meldesachverhaltsdaten 
J = Meldesachverhaltsdaten vorhanden 

172-172 001 an M MM-NAME 
MMNA 

Datenbaustein DBNA - Name vorhanden: 
N = keine Namensdaten 
J = Namensdaten vorhanden 

173-173 001 an M MM-GEBNAME 
MMGB 

Datenbaustein DBGB - Geburtsangaben vorhanden: 
N = keine Geburtsangaben 
J = Geburtsangaben vorhanden 

174-174 001 an M MM-ANSCHRIFT 
MMAN 

Datenbaustein DBAN - Anschrift vorhanden: 
N = keine Anschriftsangaben 
J = Anschriftsangaben vorhanden 

175-175 001 an M MM-EUDATEN 
MMEU 

Datenbaustein DBEU - Europäische VSNR vorhanden: 
N = keine europäische VSNR 
J = europäische VSNR vorhanden 

176-176 001 an M MM-UVDATEN 
MMUV 

Datenbaustein DBUV - Unfallversicherung vorhanden: 
N = keine Angaben zur Unfallversicherung 
J = Angaben zur Unfallversicherung vorhanden 

177-177 001 an M MM-KNV-SEE 
MMKS 

Datenbaustein DBKS - Knappschaft/See vorhanden: 
N = keine Knappschafts-/See-Daten 
J = Knappschafts-/See-Daten vorhanden 
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Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Kennzeichen, ob zusätzliche Datenbausteine für die Sozialversicherung vorhanden sind 
(bei der Datenübermittlung zwischen Arbeitgeber und Einzugsstelle ist hier jeweils nur „N“ zulässig) 
178-178 001 an M MM-SVA 

MMSV 
Datenbaustein DBSV - Sozialversicherungsausweis 
vorhanden: 
N = keine SVA-Daten 
J = SVA-Daten vorhanden 

179-179 001 an M MM-VERGABE-
RUECKMELDUNG 
MMVR 

Datenbaustein DBVR - Vergabe/Rückmeldung vorhan-
den: 
N = keine Vergabe/Rückmeldedaten 
J = Vergabe/Rückmeldedaten vorhanden 

180-180 001 an M MM-
RUECKMELDUNG-
GERINGFUEGIG 
MMRG 

Datenbaustein DBRG - Rückmeldung geringfügig Be-
schäftigte vorhanden: 
N = keine Rückmeldedaten 
J = Rückmeldedaten vorhanden 

Sonstige Kennzeichen 
181-183 003 an  INTERN Interne Kennzeichen der Sozialversicherungsträger 
184-184 001 an M MM-SOFORT 

MMSO 
Datenbaustein DBSO - Sofortmeldung vorhanden: 
N = keine Sofortmeldung 
J = Sofortmeldung vorhanden 

185-185 001 an M KENNZ-STATUS 
KENNZSTA 

Statuskennzeichen für Ehegatte/Lebenspartner/ 
Abkömmling des Arbeitgebers und geschäftsführende 
Gesellschafter einer GmbH 
1 = Ehegatte/Lebenspartner/Abkömmling 
2 = geschäftsführender Gesellschafter einer GmbH 

186-186 001 an M RESERVE Reservefelder für die Rentenversicherung 
187-188 002 an M VERSIONS-NR-KP 

VERNRKP 
Versionsnummer des Kernprüfungsprogramms mit der 
der Datensatz geprüft wurde 
nn 

189-189 001 an M MM-KVDATEN 
MMKV 

Datenbaustein DBKV - Krankenversicherung vorhan-
den: 
N = keine Krankenversicherungsdaten vorhanden 
J = Krankenversicherungsdaten vorhanden 

190-190 001 an M RESERVE Reservefeld für die Rentenversicherung 
Daten zum Sachverhalt 

191-xxx     Es folgen ggf. die Datenbausteine gemäß den Angaben 
zu den Feldern Stellen 171-180, 184 und 189. 
Die Reihenfolge der Datenbausteine muss identisch 
sein mit der Reihenfolge der Merkmale des DSME. 
Datenbausteine für Arbeitgeber und die Sozialversiche-
rung: 
− DBME - Meldesachverhalt 
− DBNA - Name 
− DBGB - Geburtsdaten 
− DBAN - Anschrift 
− DBEU - Europäische VSNR 
− DBUV - Unfallversicherung 
− DBKS - Knappschaft/See 
− DBSO – Sofortmeldung 
− DBKV – Krankenversicherung 

Daten zum Fehlersachverhalt 
xxx-xxx     Es folgen ggf. ein oder mehrere Datenbausteine DBFE 

- Fehler gemäß den Angaben in dem Feld FEKZ. Die 
Anzahl der Fehler-Datenbausteine ergibt sich aus dem 
Feld FEAN. 
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4.7 Datenbaustein: DBME - Meldesachverhalt 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Meldesachverhalt (DBME) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt 
DBME 

005-005 001 an M KENNZ-STORNO 
KENNZST 

Kennzeichen, Stornierung einer bereits abgegebenen 
Meldung: 
N = keine Stornierung 
J = Stornierung 

006-006 001 an M KENNZ-GLEITZONE 
KENNZGLE 

Kennzeichen Gleitzone: 
0 =  kein Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone/ 

Verzicht auf die Gleitzonenregelung 
1 =  Arbeitentgelt durchgehend innerhalb der Gleitzone 
2 =  Arbeitsentgelt sowohl innerhalb als auch außer-

halb der Gleitzone 
007-014 008 n M ZEITRAUM-BEGINN 

ZRBG 
Beginn des Zeitraums, für den die Meldung gelten soll 
(Beschäftigungsbeginn), in der Form: 
jhjjmmtt 

015-022 008 n M ZEITRAUM-ENDE 
ZREN 

Ende des Zeitraumes, für den die Meldung gelten soll 
(Beschäftigungsende), in der Form: 
jhjjmmtt 

Das ZREN muss für Anmeldungen  
(GD im DSME = 10 - 13) Nullen sein. 

023-024 002 n M ZAHL-TAGE 
ZLTG 

Anzahl der Tage für kurzfristig Beschäftigte 

025-025 001 an m WAEHRUNGS-KENNZ 
WG 

Währungskennzeichen 
E = Euro 

026-031 006 n M ENTGELT 
EG 

Entgelt in vollen Euro 

032-035 004 n M BEITRAGS-GRUPPE 
BYGR 

Beitragsgruppenschlüssel siehe Anlage 1 
nnnn 
Stelle 1 = KV 
Stelle 2 = RV 
Stelle 3 = ALV 
Stelle 4 = PV 

036-044 009 an M TAETIGKEITS-SC 
TTSC 

Angaben zur Tätigkeit (Tätigkeitsschlüssel der Bundes-
agentur für Arbeit) 
xxxxxxxxx 

045-045 001 an M KENNZ-
RECHTSKREIS 
KENNZRK 

Kennzeichen Betriebsstätte (Rechtskreis) 
W = altes Bundesland 
O = neues Bundesland einschließlich Ost-Berlin 

046-046 001 an M KENNZ-MEHRFACH 
KENNZMF 

Kennzeichen Mehrfachbeschäftigter 
N = kein Mehrfachbeschäftigter 
J = Mehrfachbeschäftigter 
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4.8 Datenbaustein: DBNA - Name 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Name (DBNA) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt 
DBNA 

005-034 030 an M FAMILIENNAME 
FMNA 

Familienname 

035-064 030 an M VORNAME 
VONA 

Vorname 

065-084 020 an K VORSATZWORT 
VOSA 

Vorsatzwort 

085-104 020 an K NAMENSZUSATZ 
NAZU 

Namenszusatz 

105-124 020 an K TITEL 
TITEL 

Titel 

125-125 001 an m KENNZ-AEND-BER 
KENNZAB 

Kennzeichen Änderung / Berichtigung des Namens 
A  = Amtliche Änderung (z. B. infolge 

Heirat) 
Grundstellung = Berichtigung des Namens (z. B. 
(Leerzeichen)   Schreibfehler) oder keine Änderung 
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4.9 Datenbaustein: DBGB - Geburtsangaben 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Geburtsangaben (DBGB) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt 
DBGB 

005-034 030 an K GB-NAME 
GBNA 

Geburtsname 

035-054 020 an K GB-VORSATZWORT 
GBVOSA 

Vorsatzwort des Geburtsnamens 

055-074 020 an K GB-NAMENSZUSATZ 
GBNAZU 

Namenszusatz des Geburtsnamens 

075-082 008 n M GEBURTSDATUM 
GBDT 

Geburtsdatum in der Form: 
jhjjmmtt 

083-083 001 an M GESCHLECHT 
GE 

Geschlecht 
M = männlich 
W = weiblich 

084-117 034 an M GB-ORT 
GBOT 

Geburtsort 
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4.10 Datenbaustein: DBAN - Anschrift 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Anschrift (DBAN) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt 
DBAN 

005-007 003 an m LAENDER-KENNZ 
LDKZ 

Bei ausländischen Anschriften muss hier das Länder-
(Kfz)-Kennzeichen angegeben werden. 

008-017 010 an m PLZ 
PLZ 

Bei inländischen Anschriften muss die Postleitzahl 5 
Stellen numerisch sein (linksbündig mit nachfolgenden 
Leerzeichen). 

018-051 034 an M WOHNORT 
ORT 

Wohnort 

052-084 033 an K STRASSE 
STR 

Straße 
Hinweis: Wenn die Hausnummer nicht separat abgelegt 
werden kann, ist es zulässig, die Hausnummer in das 
Feld Straße zu übernehmen. In solchen Fällen muss 
dann das Feld Hausnummer auf Grundstellung (Leer-
zeichen) stehen. 

085-093 009 an K HAUS-NR 
NR 

Hausnummer  

094-133 040 an K ADR-ZUSATZ 
ADRZU 

Anschriftenzusatz 
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4.11 Datenbaustein: DBEU - Europäische Versicherungsnummer 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Europäische Versicherungsnummer (DBEU) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt 
DBEU 

005-007 003 n M GB-LAND 
GBLD 

Geburtsland eines EU-/EWR-Staatsangehörigen 

008-027 020 an K EUVSNR  
EUVSNR  

Europäische VSNR 
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4.12 Datenbaustein: DBUV - Unfallversicherung 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Unfallversicherung (DBUV) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt 
DBUV 

005-005 001 n M ANZAHL-UV 
ANUV 

Anzahl der angehängten UV-Daten (maximal 9) in der 
Form: 
n 

006-020 015 an M RESERVE 
RESERVE 

Reservefelder 

die folgenden Felder wiederholen sich entsprechend der Anzahl im Feld ANUV 
001-003 003 an M UV-GRUND-n 

UVGDn 
Grund für die Besonderheiten bei der Abgabe der UV-
Daten. 

Grundstellung (Leerzeichen) = ohne Besonderheiten 

A07 = Meldungen für Arbeitnehmer der UV-Träger 

A08 = Unternehmen ist Mitglied bei einer landwirt-
schaftlichen Berufsgenossenschaft 

A09 = Beitrag zur Unfallversicherung wird nicht nach 
dem Arbeitsentgelt bemessen (wie z.B. die 
Kopfpauschale) 

B01 = Entsparung von ausschließlich sozialver-
sicherungspflichtigem Wertguthaben 

B02 = Keine UV-Pflicht wegen Auslandsbeschäftigung 

B03 = Versicherungsfreiheit in der UV gemäß SGB VII 

B04 = Erreichen des Höchstjahresarbeitsentgeltes in 
einer vorangegangenen Entgeltmeldung 

B05 = UV-Entgelt wird in einer weiteren Meldung mit 
Abgabegrund 91 gemeldet 

B06 = UV-Entgelt wird in einer anderen Gefahrtarifstel-
le dieser Entgeltmeldung angegeben 

B09 = Sonstige Sachverhalte, die kein UV-Entgelt in 
der Meldung erfordern 

C01 = Entsparung von übertragenem Wertguthaben 
durch die DRV Bund 

004-018 015 an m BBNR-UV-n 
BBNRUVn 

Betriebsnummer des zuständigen UV-Trägers 
(8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

019-038 020 an m MITGLIEDS-NR-n 
MNRn 

Mitgliedsnummer des Unternehmens beim zuständigen 
UV-Träger 

039-053 015 an m BBNR-GTS-n 
BBNRGTn 

Betriebsnummer des UV-Trägers, dessen Gefahrtarif 
angewendet wird 
(8 Stellen linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

054-061 008 an m GT-STELLE-n 
GTSTn 

Gefahrtarifstelle 

062-067 006 n M UV-EG-n 
UVEGn 

Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt zur Unfallversicherung 
in vollen Euro 
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Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 
068-071 004 n M ARBSTD-n 

ARBSTDn 
Geleistete Arbeitsstunden gemäß Ziffer 1.1.6 des  
gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames  
Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung“ 
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4.13 Datenbaustein: DBKS - Knappschaft/See 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Knappschaft/See (DBKS) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt 
DBKS 

005-005 001 an M KENNZ-KNV-SEE 
KENNZKS 

Kennzeichen Daten vorhanden für 
K = knappschaftliche SV 
S = See-SV 

006-220 215 an m DATEN-KNV-SEE zur Verfügung der knappschaftlichen bzw. See-
Sozialversicherung  
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4.14 Datenbaustein: DBSO - Sofortmeldung 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Sofortmeldung (DBSO) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt 
DBSO 

005-005 001 an M KENNZ-STORNO- 
SOFORT 
KENNZSTSO 

Kennzeichen, Stornierung einer bereits abgegebenen 
Sofortmeldung: 
N = keine Stornierung 
J = Stornierung 

006-013 008 n M ZEITRAUM-BEGINN- 
SOFORT 
ZRBGSO 

Beginn des Zeitraums, für den die Sofortmeldung gelten 
soll (Beschäftigungsbeginn), in der Form: 
jhjjmmtt 
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4.15 Datenbaustein: DBKV - Krankenversicherung (GKV-Monatsmeldung) 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Krankenversicherung (DBKV) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt 
DBKV 

005-005 001 an M KENNZ-STORNO 
KENNZST 

Kennzeichen, Stornierung einer bereits abgegebenen 
Meldung: 
N = keine Stornierung 
J = Stornierung 

006-007 002 n M KV-GRUND 
KVGD 

Grund für die Besonderheiten bei der Abgabe der  
KV-Daten. 
Grundstellung (00) = ohne Besonderheiten 
01 = GKV-Monatsmeldung für unständig 
        Beschäftigte  
02 = GKV-Monatsmeldung bei nicht 
        vollständigem Sozialausgleich 

008-009 002 n M SV-TAGE 
SVTG 

Anzahl der Tage, für die eine Beitragspflicht zur Sozial-
versicherung im Abrechnungsmonat besteht (SV-Tage) 

010-017 008 n M ZEITRAUM-BEGINN 
ZRBG-KV 

Beginn des Zeitraums, für den die Meldung gelten soll 
(Beschäftigungsbeginn oder Beginn des Abrechnungs-
zeitraums), in der Form: 
jhjjmmtt 

018-025 008 n M ZEITRAUM-ENDE 
ZREN-KV 

Ende des Zeitraumes, für den die Meldung gelten soll 
(Beschäftigungsende oder Ende des Abrechnungszeit-
raums), in der Form: 
jhjjmmtt 

026-033 008 n M LAUFENDES-
ENTGELT 
LFDEG 

Laufendes Entgelt in Eurocent 
 
Hier darf ausschließlich laufendes Arbeitsentgelt einge-
geben werden. 

034-041 008 n M EINMALIGES-
ENTGELT 
EZEG 

Einmalig gezahltes Entgelt in Eurocent 

042-049 008 n M BEITRAGS- 
BEMESSUNGS- 
GRUNDLAGE 
KURZARBEITERGELD 
BBGRU-KUG 

Beitragspflichtige Einnahme in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung bei Bezug von Kurzarbeitergeld nach 
§ 163 Absatz 6 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch in 
Eurocent 

050-050 001 n M KENNZ-GLEITZONE 
KENNZGLE-SV 

Kennzeichen Gleitzone: 
0 =  kein Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone 
1 =  Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone 
2 =  Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone mit 
  Verzicht auf die Gleitzonenregelung in der 
  Rentenversicherung 

051-051 001 an M ELTERNEIGEN- 
SCHAFT- 
NACHGEWIESEN 
EENW 

Kennzeichen, ob die Elterneigenschaft beim Arbeitge-
ber nachgewiesen wurde: 
N = keine Elterneigenschaft (erhöhter PV-Beitrag) 
J = Elterneigenschaft wurde nachgewiesen 

052-052 001 an M SONDERREGELUNG-
PV 
SOSA 

Kennzeichen, ob für die Beschäftigung die Sonderrege-
lung nach § 58 Absatz 3 SGB XI anzuwenden ist: 
N = keine Sonderregelung 
J = Sonderregelung ist anzuwenden 

053-082 030 an M RESERVE Reservefelder 
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4.16 Datenbaustein: DBFE - Fehler 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 

Datenbaustein-Fehler (DBFE) 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung, um welchen Datenbaustein es sich handelt 
DBFE 

005-076 072 an M FEHLER 
FE 

Fehlernummer 7 Stellen plus 1 Leerzeichen plus Feh-
lertext (z. B. : xxxxxxx Entgelt überschreitet die BBG) 

 
 
Die Anzahl der Fehler-Datenbausteine ergibt sich aus dem Feld FEHLER-ANZAHL (FEAN) im Daten-
teil „Daten zur Steuerung“ des jeweiligen Datensatzes. 
 



 

Gültig ab: 01.06.2012 Anlage 4 Seite 23 von 23  

4.17 NCSZ - Nachlaufsatz 
 
Zeichendarstellung: 
an = alphanumerisches Feld, linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen; Grundstellung = Leerzeichen 
n   = numerisches Feld, rechtsbündig mit führenden Nullen; Grundstellung = Null 
K = Pflichtangabe, soweit bekannt k = Kannangabe 
M = Mussangabe m = Mussangabe unter Bedingungen 
 
Stellen Lg Typ Art Name  Inhalt / Erläuterung 
001-004 004 an M KENNUNG 

KE 
Kennung des Nachlaufsatzes 
NCSZ 

005-009 005 an M VERFAHRENS-
MERKMAL 
VFMM 

Merkmal, um welche Art von Datenaustausch es sich 
handelt: 

AGDEU = Meldungen der Arbeitgeber an die Ein-
zugsstellen (DEÜV) 

KVDEU = Meldungen der Einzugsstellen an die  
Arbeitgeber (DEÜV) 

AGTRV = Meldungen der Arbeitgeber an die 
 Rentenversicherung 

RVTAG = Meldungen der Rentenversicherung  
an die Arbeitgeber 

AGBVD = Meldungen der Arbeitgeber an die  
berufsständische Vorsorgungseinrichtung 

BVAGD = Meldungen der berufsständischen  
Vorsorgungseinrichtung an die Arbeitgeber 

010-024 015 an M BBNR-ABSENDER 
BBNRAB 

Betriebsnummer des Erstellers der Datei (8 Stellen 
linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

025-039 015 an M BBNR-EMPFAENGER 
BBNREP 

Betriebsnummer des Empfängers der Datei (8 Stellen 
linksbündig mit nachfolgenden Leerzeichen) 
nnnnnnnn 

040-047 008 n M DATUM- ERSTEL 
LUNG 
ED 

Datum der Erstellung der Datei in der Form: 
jhjjmmtt 

048-053 006 n M LFD-DATEI-NR 
DTNR 

Dateifolgenummer 
000001 - 999999 

054-061 008 n M ANZAHL-SAETZE 
ZLSZ 

Anzahl der erstellten Datensätze (ohne Vor- und Nach-
laufsätze) 

062-063 002 n M VERSIONS-NR 
VERNR 

Versionsnummer des Nachlaufsatzes 
01 

 



- unbesetzt -
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Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

4. Änderung der Anlage 2 des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Melde-

verfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“; 

hier: Meldung von Praktikanten mit Personengruppenschlüssel (PGR) 121, soweit deren 

Arbeitsentgelt die Geringverdienergrenze nach § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Viertes Buch Sozi-

algesetzbuch (SGB IV) nicht übersteigt 

________________________________________________________________________ 

In der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des 

gemeinsamen Meldeverfahrens am 23./24.02.2011 wurde unter TOP 1 festgelegt, ab 

dem 01.01.2012 die Personengruppenschlüssel 121, 122, 123 und 144 in das Meldever-

fahren aufzunehmen, um Beschäftigte zu identifizieren, von denen kein krankenkassen-

individueller Zusatzbeitrag erhoben wird.  

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung vertreten in dem gemeinsamen Rund-

schreiben zur versicherungsrechtlichen Beurteilung beschäftigter Studenten, Praktikanten 

und ähnlicher Personen vom 27.07.2004 die Auffassung, dass die in Studien- oder Prü-

fungsordnungen vorgeschriebenen Praktika zu den Beschäftigungen zur Berufsausbil-

dung gehören und daher für diese Beschäftigten die Geringverdienergrenze nach § 20 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) Anwendung fin-

det.  

Nach § 242 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) wird von Be-

schäftigten, bei denen § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 oder 2 oder Satz 2 SGB IV angewendet 

wird, ein Zusatzbeitrag nicht erhoben. Demnach sind auch Praktikanten von der Zahlung 

eines Zusatzbeitrages ausgenommen, soweit sie ein Arbeitsentgelt erzielen, welches die 

Geringverdienergrenze nach § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB IV nicht übersteigt; das gilt 

auch in den Monaten, in denen die Einkommensgrenze von 325 Euro wegen einer Ein-

malzahlung überschritten wird (§ 20 Abs. 3 Satz 2 SGB IV). 

In der Beschreibung zum PGR 105 in der Anlage 2 zum gemeinsamen Rundschreiben 

erfolgt eine Klarstellung, dass Praktikanten mit dem Personengruppenschlüssel 121 zu 
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melden sind, soweit deren Arbeitsentgelt die Geringverdienergrenze nach § 20 Abs. 3 

Satz 1 Nr. 1 SGB IV nicht übersteigt.  

Praktikanten, deren Arbeitsentgelt die Geringverdienergrenze nach § 20 Abs. 3 Satz 1 

Nr. 1 SGB IV übersteigt, sind (weiterhin) mit dem PGR 105 zu melden. 

Praktikanten ohne Arbeitsentgelt sind gleichermaßen (weiterhin) mit dem PGR 105 zu 

melden, da diese als zur Berufsausbildung Beschäftigte renten- und arbeitslosenversi-

cherungspflichtig sind. In der Kranken- und Pflegeversicherung haben Praktikanten ohne 

Arbeitsentgelt hingegen einen anderen versicherungsrechtlichen Status; sie gehören 

nicht zu den Beschäftigten im Sinne des § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB IV. 

Anmerkung: 

Die geänderte Anlage 2 ist Bestandteil der parallel zur Niederschrift ausgelieferten Nach-

tragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kran-

ken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 15.03.2012 (Ver-

sion 2.47). 
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Veröffentlichung: ja  

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

5. Änderung der Anlagen 2 und 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames 

Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“; 

hier: Einführung eines neuen Personengruppenschlüssels (PGR) 306 für Zeiten der beson-

deren Auslandsverwendung 

________________________________________________________________________ 

 

Mit dem am 13.12.2011 in Kraft getretenen Gesetz zur Verbesserung der Versorgung bei 

besonderen Auslandsverwendungen (Einsatzversorgungs-Verbesserungsgesetz – Ein-

satzVVerbG) vom 05.12.2011 (BGBl Teil I Seite 2458 ff.) erhalten Soldatinnen und Solda-

ten ohne Pensionsanspruch und Zivilbeschäftigte des Bundes ab Inkrafttreten am 

13.12.2011 für bestimmte Zeiten einer besonderen Auslandsverwendung Zuschläge an 

Entgeltpunkten (§ 76e Sechstes Buch Sozialgesetzbuch - SGB VI). Die Zuschläge wer-

den für zukünftige Auslandsverwendungen zusätzlich zu den in dieser Zeit aus versiche-

rungspflichtigem Arbeitsentgelt bzw. einer Nachversicherung resultierenden Entgeltpunk-

ten gewährt. Die Beiträge sind vom Bund zu zahlen, sobald Versicherte die maßgebli-

chen Voraussetzungen erfüllen, jedoch frühestens nach Beendigung der jeweiligen be-

sonderen Auslandsverwendung (§ 188 Abs. 1 Sätze 1 und 2 SGB VI). Die Zeiten der  

besonderen Auslandsverwendung, für die Zuschläge an Entgeltpunkten zu gewähren 

sind, hat das Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle 

nach § 192a SGB VI i. V. m. § 40a Abs. 1 Datenerfassungs- und -

übermittlungsverordnung zu melden. 

Sind entsprechende Zuschläge zu gewähren, ist zur Kennzeichnung neben der zu mel-

denden rentenversicherungspflichtigen Zeit eine separate Meldung über den Zeitraum 

der besonderen Auslandsverwendung abzugeben. Zum Zweck einer korrekten renten-

versicherungsinternen Verarbeitung und Auswertung ist hierfür der neu einzuführende 

PGR 306 zu verwenden. Die Anlage 2 zum gemeinsamen Rundschreiben wird wie folgt 

ergänzt: 

306  - Personen im Rahmen einer besonderen Auslandsverwendung  
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Die Fehlerprüfungen in der Anlage 9.4 zum gemeinsamen Rundschreiben DSME170, 

DSME204, DSME317, DBME025, DBME092, DBME107, DBME114, DBME151 und 

DBME153 werden entsprechend um den PGR 306 ergänzt. 

Zusätzlich wird die neue Fehlerprüfung DBME168 aufgenommen: 

Bei Meldungen für Zeiten der besonderen Auslandsverwendung (PERSGR im DSME = 

„306“) ist nur „W“ zulässig. 

Fehlertext kurz: 
KENNZ-RECHTSKREIS ungleich W, PERSGR = 306 

Fehlertext lang: 
Bei Meldungen mit der Personengruppe 306 ist im Feld Kennzeichen Rechtskreis nur W 

zulässig 

Als Einsatztermin für das Kernprüfprogramm wird der 01.06.2012 festgelegt. 

 

Anmerkung: 

Die geänderten Anlagen 2 und 9.4 sind Bestandteil der parallel zur Niederschrift ausgelie-

ferten Nachtragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfah-

ren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 

15.03.2012 (Version 2.47). 
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Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

6. Änderung der Anlagen 8 und 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames 

Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ sowie der 

Anlage 1 des gemeinsamen Rundschreibens zum Meldeverfahren zwischen der Bundes-

agentur für Arbeit bzw. den kommunalen Leistungsträgern der Krankenkassen (Datenüber-

mittlung BA/Kommunen – DÜBAK); 

hier: Einführung von neuen Länderschlüsseln für den Südsudan und Sudan 

________________________________________________________________________ 

 

Infolge der am 09.07.2011 erlangten Unabhängigkeit der Republik Südsudan von der Re-

publik Sudan ist eine Anpassung der Anlage 8 des gemeinsamen Rundschreibens vorzu-

nehmen. Die Republik Südsudan erhält die Schlüsselnummer 278 sowie das Länderkenn-

zeichen SSD. Die Republik Sudan erhält die Schlüsselnummer 277 sowie das Länderkenn-

zeichen SDN. Die bisherige Schlüsselnummer 276 sowie das Länderkennzeichen SUD für 

die Republik Sudan ist für Meldungen zur Vergabe einer Versicherungsnummer, bei Anmel-

dungen sowie für Meldungen von Änderungen der Staatsangehörigkeit nicht mehr zulässig, 

kann aber in den Beständen der Sozialversicherungsträger noch enthalten sein. Sie darf für 

Abmeldungen und Stornierungen weiterhin verwendet werden.  

 

Die Fehlerprüfungen DSME253, DBME018 und DBAN013 (Anlage 9.4 des gemeinsamen 

Rundschreibens) sowie DSBA254, DBBA012, DBBB012, DBAN013 (Anlage 1 des gemein-

samen Rundschreibens zum DÜBAK-Verfahren) werden entsprechend ergänzt.  

 

Als Einsatztermin für das Kernprüfprogramm wird der 01.12.2012 bzw. 01.01.2013 (DÜBAK) 

festgelegt. Die geänderte Anlage 1 zum DÜBAK-Verfahren wird von der BA bis zur nächsten 

Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des gemeinsa-

men Meldeverfahrens am 20./21.06.2012 aufbereitet. 

 

Die Vertreter der Bundesagentur für Arbeit (BA) weisen darauf hin, dass das IT-Verfahren 

A2LL (Arbeitslosengeld II) die neuen Länderschlüssel 278 für Südsudan und 277 für Sudan 

zunächst noch nicht berücksichtigt und der Länderschlüssel 998 - ungeklärt - angegeben 
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wird. Die BA wird die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung nach Implementierung 

der neuen Länderschlüssel in A2LL informieren. 

 

Anmerkung: 

Die geänderten Anlagen 8 und 9.4 sind Bestandteil der parallel zur Niederschrift ausgeliefer-

ten Nachtragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfahren 

zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 

15.03.2012 (Version 2.47). 
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Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

7. Änderung der Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Melde-

verfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“; 

hier: Prüfung der Mitgliedsnummer gegen ein zentrales Verzeichnis zur Verbesserung der 

Qualität des maschinellen Lohnnachweises 

________________________________________________________________________ 

Wie unter TOP 3 dieser Niederschrift dargestellt, weichen die aus den Entgeltmeldungen 

erstellten Lohnnachweise auf Basis der Datenbausteine Unfallversicherung (DBUV-LN) von 

den bisherigen Beitragsgrundlagen für die Unfallversicherungsträger mitunter ab. Neben 

den Angaben eines UV-Entgeltes von 0,00 EUR ist die Angabe der Mitgliedsnummer in den 

Entgeltmeldungen eine wesentliche Fehlerquelle. Die Mitgliedsnummer ist das Ordnungskri-

terium für den DBUV-LN und dient der Identifizierung des Unternehmens. Obwohl bereits 

getroffene Maßnahmen zur Verbesserung der Meldequalität greifen, ist die Zahl der fehler-

haften Meldungen zu hoch, um einen produktiven Betrieb aufnehmen zu können. Der Grund 

dafür ist, dass bislang über die Fehlerprüfung in der Anlage 9.4 zum gemeinsamen Rund-

schreiben zwar die korrekte Struktur (Länge und zulässige Zeichen), nicht aber die tatsäch-

liche Existenz der Mitgliedsnummer überprüft wird.  

 

Zentrales Verzeichnis der Mitgliedsnummern 
Um eine signifikante Verbesserung der gemeldeten Mitgliedsnummern herbeizuführen, wird 

von der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) ein zentrales Verzeichnis der 

Mitgliedsnummern aller Unfallversicherungsträger eingerichtet. Ziel dieses zentralen Ver-

zeichnisses ist es, dass die zu meldende Mitgliedsnummer im Entgeltabrechnungspro-

gramm und in den maschinellen Ausfüllhilfen vor Abgabe der Meldung auf die tatsächliche 

Existenz überprüft wird. Weiteres Ziel ist es, dass die Datenannahmestellen der Kranken-

kassen bei der Annahme von Entgeltmeldungen die gemeldete Mitgliedsnummer gegen das 

Verzeichnis der DGUV prüfen.    

 



- 26 -  

Normalisierungstool 
Vor der Prüfung der Mitgliedsnummern gegen das Verzeichnis erfolgt eine Reduzierung der 

Inhalte der Mitgliedsnummern auf die Grundbestandteile durch ein Normalisierungstool. 

Hierbei werden alle optionalen Zeichen wie Leerzeichen, Schräg- und Bindestriche entfernt. 

Dieser Prozess ist erforderlich, da ansonsten alle theoretisch möglichen gültigen Schreib-

weisen einer Mitgliedsnummer in dem zentralen Verzeichnis hinterlegt werden müssten. 

Das von der DGUV entwickelte Normalisierungstool wird den Softwareerstellern von Ent-

geltabrechungsprogrammen, den Datenannahmestellen der Krankenkassen sowie der Da-

tenstelle der Träger der Rentenversicherung (DSRV) einmalig und bei jeder Änderung zur 

Verfügung gestellt. Das Normalisierungstool wird bereits bei der DSRV im Rahmen der lau-

fenden Qualitätssicherungsmaßnahmen zum DBUV-LN erfolgreich eingesetzt. 

 

Inhalt und Logik des zentralen Verzeichnisses 
Bei der Erstlieferung werden alle Mitgliedsnummern im Verzeichnis enthalten sein, die seit 

dem 01.01.2009 gültig sind oder waren, also auch Mitgliedsnummern von Unternehmen, die 

nach dem 01.01.2009 vergeben wurden, inzwischen aber nicht mehr gültig sind. Bei den 

Aktualisierungslieferungen werden die jeweils seit der letzten Lieferung neu vergebenen 

Mitgliedsnummern gemeldet. Ein Entfernen von Mitgliedsnummern aus dem Verzeichnis ist 

nicht vorgesehen, damit das Verzeichnis auch bei Stornierungen immer über die zum Zeit-

punkt der Meldung gültigen Mitgliedsnummern verfügt. Das Verzeichnis und der Aktualisie-

rungsdienst werden analog dem Verzeichnis der Betriebsstättendatei der Bundesagentur für 

Arbeit (BA) aufgebaut. Einzige Ausnahme ist die zusätzliche Betriebsnummer des Unfallver-

sicherungsträgers, dem die jeweilige Mitgliedsnummer zuzuordnen ist. Die neue anwender-

bezogene Fehlerprüfung auf Grundlage des zentralen Verzeichnisses wäre im Datenbau-

stein Unfallversicherung (Feld MITGLIEDS-NR) wie folgt zu beschreiben: 

 

Fehlergrund DBUVv26 
Es sind nur Mitgliedsnummern zulässig, die normalisiert im zentralen Mitgliedsnummernver-

zeichnis der DGUV enthalten sind.  

Fehlertext kurz: 
Es handelt sich nicht um eine gültige Mitgliedsnummer 

Fehlertext lang: 
Es handelt sich nicht um eine gültige Mitgliedsnummer 

 

Weiteres Vorgehen 
Der GKV-Spitzenverband steht den Wünschen der DGUV offen gegenüber, sieht aber ne-

ben den sich hieraus ergebenden Chancen für die Verbesserung des DBUV-LN auch Risi-
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ken, die einseitig zu Lasten der Krankenkassen und deren Datenannahmestellen gehen, 

soweit es aufgrund der Einführung dieser Fehlerprüfung (erneut) zu Massenabweisungen 

von Entgeltmeldungen kommt. Dies muss ausgeschlossen werden. Insoweit sind vor dem 

Einsatz der Prüfung gemeldeter Mitgliedsnummern auf Grundlage eines zentralen Verzeich-

nisses und des Normalisierungstools folgende Voraussetzungen zu schaffen: 

1. Geschäftsprozessbeschreibung zur Durchführung der Prüfung 
Der Prozess zur konkreten Prüfung durch die Datenannahmestellen der Krankenkassen 

wird beschrieben; insbesondere technische Aspekte wie die Frage der Rechnerlaufzeiten 

und der Anwendung des Normalisierungstools sind darzustellen. Ferner wird die Aktualisie-

rungsform der Daten durch die DGUV beschrieben. Aus Sicht des GKV-Spitzenverbandes 

muss die Aktualisierung analog dem angesprochenen Verfahren mit der BA taggleich erfol-

gen, um eine Abweisung von Entgeltmeldungen aufgrund veralteter Daten im zentralen Ver-

zeichnis zu verhindern.  

 

2. Geschäftsprozessbeschreibung für den Fehlerfall 
Es wird ein Fehler- und Eskalationsmanagement beschrieben, das insbesondere den Pro-

zess beschreibt, sofern der Einsatz dieser Prüfung (erneut) zu Massenabweisungen führt. 

Hierzu gehört auch die Festlegung einer Task-Force innerhalb der Spitzenorganisationen 

der Sozialversicherung, die kurzfristige Entscheidungen trifft, welche auf die Abkehr der 

Massenabweisung ausgerichtet sind. Ferner ist der Prozess zu beschreiben, sofern veralte-

te Daten im Verzeichnis (dauerhaft) zu ungerechtfertigten Abweisungen von Entgeltmeldun-

gen führen.  

 

3. Testverfahren 
Vor dem Echteinsatz dieser Prüfung ist ein Testverfahren mit den Datenannahmestellen der 

Krankenkassen, der Datenstelle der Träger der Rentenversicherung und der DGUV durch-

zuführen. Der Zeitpunkt des Echteinsatzes ist abhängig von den auszuwertenden Ergebnis-

sen dieses Testverfahrens, ist aber nach Ansicht der DGUV spätestens zum 01.12.2012 

erforderlich, um die dann anstehenden Jahresmeldungen mit verbesserten Daten zu erhal-

ten. 

 

Eine temporäre Arbeitsgruppe wird die drei vorgenannten Festlegungen ausarbeiten und 

das Ergebnis in der nächsten Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversiche-

rung zu Fragen des gemeinsamen Meldeverfahrens am 20./21.06.2012 vorstellen. Die Sit-

zung findet am 16./17.04.2012 bei der DGUV in St. Augustin statt; Beginn ist 13:00 Uhr.  
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- unbesetzt - 
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Veröffentlichung: ja  

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

8. Änderung der Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Melde-

verfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“; 

hier: Einführung einer neuen Form der Fehlerprüfung auf Basis verbindlicher Listen zur Ver-

besserung der Qualität des maschinellen Lohnnachweises 

________________________________________________________________________ 

Wie unter TOP 3 und 7 dieser Niederschrift dargestellt, weichen die aus den Entgeltmel-

dungen erstellten Lohnnachweise auf Basis der Datenbausteine Unfallversicherung (DBUV-

LN) von den bisherigen Beitragsgrundlagen für die Unfallversicherungsträger ab. Neben 

unzulässigen Entgeltmeldungen mit einem UV-Entgelt von 0,00 EUR und fehlerhaften An-

gaben zur Mitgliedsnummer ergeben sich weitere Fehlerschwerpunkte. Konkret betrifft es 

die Werte, für die eine beschränkte Auswahl an korrekten Eingaben besteht, wie zum Bei-

spiel die 

1. Kombination UV-Grund A07 und Betriebsnummer des selbst meldenden Unfallversi-

cherungsträgers in seiner Eigenschaft als Arbeitgeber (BBNR-VU), 

2. Angabe einer korrekten Gefahrtarifstelle und  

3. Kombination von Gefahrtarifstelle und Betriebsnummer des zuständigen Unfallversi-

cherungsträgers (BBNR-UV). 

 

Da bislang hierzu keine Fehlerprüfungen in der Anlage 9 des gemeinsamen Rundschrei-

bens beschrieben sind, fließen diese fehlerhaften Meldungen in den DBUV-LN ein und be-

einflussen die Umlageberechnung der Unfallversicherungsträger sowie die Beitragsbeschei-

de an deren Mitglieder. Um die Qualität der gemeldeten Daten zu verbessern und den Ar-

beitgebern die Eingabe des korrekten Wertes zu erleichtern, werden neben den unter TOP 3 

und 7 der Niederschrift beschriebenen Maßnahmen bezogen auf die unter Punkt 1 genannte 

Kombination UV-Grund A07 und BBNR-VU weitere Maßnahmen getroffen. 
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Prüfung im Entgeltabrechnungsprogramm vor Abgabe der Entgeltmeldung 
Um auszuschließen, dass Arbeitgeber zu Unrecht den UV-Grund A07 melden, wird eine 

neue Fehlerprüfung in der Anlage 9 zum gemeinsamen Rundschreiben beschrieben: 

 

 

Fehlernummer: DBUVW01 
Bei Meldungen ungleich Stornierungen (KENNZST im DBME = „N“) ist der UVGD = 

„A07“ nur bei Arbeitnehmern der UV-Träger zulässig 

 

Diese Prüfung erfolgt entgegen der bisherigen Praxis auf Grundlage einer zusätzlich von der 

Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV Bund) mit Auslieferung des Kernprüfprogramms 

zur Verfügung gestellten Liste mit Betriebsnummern. Nur bei Entgeltmeldungen mit diesen 

Betriebsnummern (BBNRVU im DSME) ist der UV-Grund A07 zulässig. Diese Liste mit der 

Bezeichnung LISTE_DBUVW01_VXXX.txt wird durch die Deutsche Gesetzliche Unfallversi-

cherung erstellt und im offiziellen Downloadbereich für die Kernprüfsoftware zur Verfügung 

gestellt. Mit der Zeichenfolge VXXX wird dabei der Bezug zur gültigen Kernprüfversion her-

gestellt (die Liste V112 ist gültig für die Kernprüfversion mit der Nummer 112). Die Versi-

onsnummer der Liste wird gemeinsam mit der Kernprüfversion hochgezählt, selbst wenn 

inhaltlich keine Änderungen in der Liste vorgenommen wurden.  

Diese Liste ist in das Entgeltabrechnungsprogramm einzubinden, damit Meldungen nur 

noch mit den Werten aus der vorgegebenen Liste abgegeben werden können. Eine Aktuali-

sierung der Liste erfolgt bei Bedarf halbjährlich, angepasst an die Termine der Kernprüfung 

(01.06. und 01.12.). In das Entgeltabrechnungsprogramm muss die Liste so integriert wer-

den, dass der Fehler DBUVW01 nicht mehr auftreten kann, d. h., der UV-Grund A07 nur 

noch solchen Betrieben zur Verfügung steht, deren Betriebsnummer in der Liste aufgeführt 

ist. 

 

Um den verpflichtenden Einsatz dieser Liste der zulässigen Betriebsnummern durch die 

Softwareersteller von Entgeltabrechnungsprogrammen zu erreichen, wird die Liste als neue 

Anlage 19 (Teil c) - Betriebsnummern der Unfallversicherungsträger - in das gemeinsame 

Rundschreiben aufgenommen. Die DGUV wird hierzu für die Besprechung der Spitzenorga-

nisationen der Sozialversicherung zu Fragen des gemeinsamen Meldeverfahrens am 

20./21. Juni 2012 einen Vorschlag erarbeiten. Softwareersteller, aus deren Entgeltabrech-

nungsprogramm dennoch fehlerhafte Meldungen generiert werden, werden für die System-

prüfung vermerkt.  
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Prüfung bei den Datenannahmestellen der Krankenkassen  
Zusätzlich wird die Prüfung gegen die Liste der zulässigen Betriebsnummern für den UV-

Grund A07 bei den Datenannahmestellen der Krankenkassen und der DSRV eingesetzt. Die 

DRV Bund wird hierzu die Liste der zulässigen Betriebsnummern den Datenannahmestellen 

der Krankenkassen mit der Auslieferung des Kernprüfprogramms zur Verfügung stellen. 

Zur Vermeidung einer unverhältnismäßig hohen Belastung der Datenannahmestellen der 

Krankenkassen durch die neue Fehlerprüfung wird diese zunächst bei der Datenstelle der 

Träger der Rentenversicherung (DSRV) eingesetzt. Hier erfolgt im Fehlerfall keine Fehler-

rückmeldung, sondern lediglich eine Auswertung. Die Entgeltmeldungen werden verarbeitet. 

Sofern eine akzeptable Fehlerquote erreicht ist, erfolgt der Einsatz dieser Fehlerprüfung bei 

den Datenannahmestellen der Krankenkassen, spätestens zum 01.12.2012.  

 

Die DRV Bund wird die festgestellten Fehlerquoten der DSRV dem GKV-Spitzenverband in 

der zweiten Jahreshälfte 2012 zur Verfügung stellen. 

 

Perspektivisch sind entsprechende Listenprüfungen für die unter Punkt 2 und 3 genannten 

Kombinationen möglich. Vor dem Einsatz dieser Prüfungen werden zunächst bei der DSRV 

entsprechende Fallzahlen ermittelt, um ein Mengengerüst für die zu erwartenden Fehler zu 

ermitteln. Die Ergebnisse wird die DRV Bund in einer der kommenden Besprechungen der 

Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des gemeinsamen Meldeverfah-

rens vorstellen. Auf Grundlage dieser Ergebnisse sind die weiteren Schritte festzulegen. 

 

Als Einsatztermin für das Kernprüfprogramm wird der 01.12.2012 festgelegt. 

 

Anmerkung: 

Die geänderte Anlage 9.4 ist Bestandteil der parallel zur Niederschrift ausgelieferten Nach-

tragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kran-

ken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 15.03.2012 (Ver-

sion 2.47). 
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- unbesetzt - 
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Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

9. Änderung der Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Melde-

verfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“; 

hier: Fehlerprüfung bei Angabe von 0 SV-Tagen in der GKV-Monatsmeldung 

________________________________________________________________________ 

 

Nach Eingang der ersten GKV-Monatsmeldungen ist festgestellt worden, dass in einigen 

Fällen trotz Angabe eines laufenden Arbeitsentgeltes im Datenbaustein Krankenversiche-

rung (DBKV) 0 SV-Tage angegeben wurden. Da ein beitragspflichtiges Arbeitsentgelt im-

mer SV-Tage voraussetzt, ist diese falsche Angabe auf einen Anwenderfehler oder einen 

Programmfehler im Entgeltabrechnungsprogramm zurückzuführen. Um diese inhaltlich fal-

schen Meldungen künftig auszuschließen, wird in der Anlage 9.4 im Datenbaustein DBKV 

(Feld SV-TAGE) eine neue Fehlerprüfung aufgenommen: 

 

Fehlernummer: DBKV034 
Bei Meldungen ungleich Stornierungen (KENNZST im DBKV = „N“) und einem Wert im 

Feld LAUFENDES-ENTGELT größer „0“ ist die Grundstellung („00“) unzulässig. 

Fehlertext kurz: 
LFDEG > 0 EUR, SV-Tage 0 unzulässig 

Fehlertext lang: 
Bei einem laufenden Arbeitsentgelt von mehr als 0 EUR ist die Angabe von 0 SV-Tagen 

unzulässig 

 

Um die bereits abgegebenen (falschen) GKV-Monatsmeldungen vom Arbeitgeber stornie-

ren lassen zu können, findet die Prüfung bei Stornomeldungen keine Anwendung. 

 

Als Einsatztermin für das Kernprüfprogramm wird der 01.06.2012 festgelegt. 
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Anmerkung: 

Die geänderte Anlage 9.4 ist Bestandteil der parallel zur Niederschrift ausgelieferten Nach-

tragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kran-

ken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 15.03.2012 (Ver-

sion 2.47). 
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Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

10. Änderung der Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Mel-

deverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“; 

hier: Anpassung der Fehlerprüfung im Datenbaustein Knappschaft/See (DBKS) 

________________________________________________________________________ 

In der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des ge-

meinsamen Meldeverfahrens am 23./24.02.2011 wurde unter TOP 1 der neue Personen-

gruppenschlüssel (PGR) 144 für Auszubildende in der Seefahrt, deren Arbeitsentgelt die 

Geringverdienergrenze nach § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Viertes Buch Sozialgesetzbuch nicht 

übersteigt, beschlossen. Bei der entsprechenden Anpassung der Anlage 9.4 wurde ver-

säumt, die Prüfung im DBKS (DBKS220) um den PGR 144 zu erweitern. 

Um unzulässige Meldungen zu vermeiden, wurde die Prüfung bereits in der Version des 

Kernprüfprogramms, das zum 01.12.2011 einzusetzen war, umgesetzt. Die Anlage 9.4 ist 

nunmehr entsprechend redaktionell ergänzt worden. 

Anmerkung: 

Die geänderte Anlage 9.4 ist Bestandteil der parallel zur Niederschrift ausgelieferten Nach-

tragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kran-

ken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 15.03.2012 (Ver-

sion 2.47). 
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- unbesetzt - 
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Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

11. Änderung der Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Melde-

verfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“; 

hier: Erweiterung der Fehlerprüfung zum Datenbaustein Knappschaft/See (DBKS) 

________________________________________________________________________ 

 

Die Betriebsnummern für Seefahrtsbetriebe werden von der Deutschen Rentenversicherung 

Knappschaft-Bahn-See vergeben. Die ersten drei Stellen dieser Betriebsnummern lauten 

099, 990, 991 oder 992. Unter den für Seefahrtsbetriebe vergebenen Betriebsnummern wer-

den sowohl Seeleute als auch die im Reedereibetrieb an Land beschäftigten Arbeitnehmer 

gemeldet. Aus diesem Grunde sind Meldungen von Seefahrtsbetrieben mit und ohne DBKS 

zulässig (Fehlernummer DSME324). Zwingend erforderlich ist der DBKS aber für Seeleute 

(Personengruppen 140, 141, 142, 143, 144 und 149). Eine Prüfung auf die Personengruppe 

erfolgt zurzeit nicht. Um sicherzustellen, dass bei Meldungen für Seeleute stets ein DBKS 

vorhanden ist und eine seemännische Personengruppe angegeben wird, ist die Anlage 9.4 

des gemeinsamen Rundschreibens (MM-KNV-SEE / MMKS, DSME Stellen 177-177) um 

zwei Fehlerprüfungen zu erweitern. Auch wenn Knappschaftsdaten vorhanden sind, ist ein 

DBKS zwingend abzugeben. Hierfür ist ebenfalls eine neue Fehlerprüfung erforderlich.  

 
Fehlernummer: DSME325  
Bei Meldungen mit einem Datenbaustein Meldungen (MMME = J) ist für die Personengrup-

pen „140“, „141“, „142“, „143“, „144“ oder „149“ nur „J“ zulässig.  

Fehlertext kurz: 
MM-KNV-SEE gleich N bei dieser PERSGR unzulässig 

Fehlertext lang: 
Bei Meldungen mit den Personengruppen 140, 141, 142, 143, 144 oder 149 und einem Da-

tenbaustein DBME (MMME = J) muss der Datenbaustein Knappschaft/See (MMKS = J) im-

mer vorhanden sein 

 

Fehlernummer: DSME327 
Bei Meldungen mit „099“, „990“, „991“ oder „992“ in den Stellen 1 bis 3 der BBNRVU und 

MMKS gleich „J“ muss die Personengruppe „140“, „141“, „142“, „143“, „144“ oder „149“ sein. 
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Fehlertext kurz: 
MMKS = J nur bei PERSGR 140,141,142,143,144 oder 149 zulässig 

 

Fehlertext lang: 
Bei Meldungen mit den Stellen 1 bis 3 der BBNRVU = 099, 990, 991 oder 992 und dem Da-

tenbaustein Knappschaft/See (MMKS = J) muss die Personengruppe 140, 141, 142, 143 144 

oder 149 sein 

 
Fehlernummer: DSME328 
Bei Meldungen mit einem Datenbaustein Meldungen (MMME = „J“) und „098“ oder „980“ in 

den Stellen 1 bis 3 der BBNRVU und einer Personengruppe ungleich „109“, „110“ oder „190“, 

ist nur „J“ zulässig. 

Fehlertext kurz: 
MM-KNV-SEE = N bei BBNRVU beginnend mit 098 oder 980 unzulässig 

Fehlertext lang: 
Bei Meldungen mit den Stellen 1 bis 3 der BBNRVU = 098 oder 980 und einem Datenbau-

stein DBME (MMME = J) muss der Datenbaustein Knappschaft/See (MMKS = J) immer vor-

handen sein 

 

Als Einsatztermin für das Kernprüfprogramm wird der 01.06.2012 festgelegt. 

 

Anmerkung: 

Die geänderte Anlagen 9.4 ist Bestandteil der parallel zur Niederschrift ausgelieferten Nach-

tragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kran-

ken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 15.03.2012 (Ver-

sion 2.47). 
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Veröffentlichung: ja  

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

TOP 12 Änderung der Anlagen 9.4 und 9.5 des gemeinsamen Rundschreibens „Ge-

meinsames Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“; 

hier: Kennzeichen für das IT-Verfahren ALLEGRO 

________________________________________________________________________ 

In der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des ge-

meinsamen Meldeverfahrens am 08./09.09.2009 wurde unter TOP 24 vereinbart, dem neu-

en IT-Verfahren der Bundesagentur für Arbeit zur Gewährung der Leistungen nach dem 

SGB II ALLEGRO im Datensatz Meldung (Feld KENNZ-UEBERGANG, Stelle 181-181) das 

Kennzeichen A zu geben.  

Als Einsatztermin für das Kernprüfprogramm wird der 01.06.2013 festgelegt. 

 

Anmerkung: 

Die geänderten Anlagen 9.4 und 9.5 sind Bestandteil der parallel zur Niederschrift ausgelie-

ferten Nachtragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfah-

ren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 

15.03.2012 (Version 2.47). 
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- unbesetzt - 
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Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

13. DÜBA-Meldeverfahren für die Bezieher von Arbeitslosengeld; 

hier: Anpassung der Datensatzbeschreibungen an das Gesetz zur Verbesserung der Ein-

gliederungschancen am Arbeitsmarkt 

________________________________________________________________________ 

 

Durch das Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt vom 

20.12.2011 (BGBl. I S. 2854) werden zum 01.04.2012 zahlreiche sozialrechtliche Regelun-

gen im Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) unter einem anderen Paragraphen geführt. 

Die redaktionellen Änderungen sind in den Anlagen 9.5.1 und 9.5.2 des gemeinsamen 

Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Ar-

beitslosenversicherung“ nachzuvollziehen: 

 

Anlage 9.5.1 Datenbaustein DBAZ 
Im Feld „LEAT“ (Stellen 006-007) wird in der Spalte „Inhalt / Erläuterung“ zu Ziffer 40 fol-

gende Anpassung vorgenommen: 

 

 „40 = Sperrzeit (§ 159 SGB III)“ 

 

Im Feld „ZRBG“ (Stellen 008-015) wird in der Spalte „Prüfungen“ zu Hinweisnummer DBA-

Ze10 folgende Anpassung vorgenommen: 

 

„Meldungen von Sperrzeiten nach § 159 SGB III (LEAT = „40“) sind erst für Zeiten ab dem 

01.01.1992 zulässig.“ 

 

Anlage 9.5.2 Datenbaustein DBEZ 
Im Feld „LEAT“ (Stellen 006-007) wird in der Spalte „Inhalt / Erläuterung“ zu Ziffern 30, 31, 

32, 33 und 50 folgende Anpassung vorgenommen: 

„30 = Teilarbeitslosengeld nach § 162 SGB III“ 

„31 = Teilunterhaltsgeld nach § 154 SGB III (Altfälle)“ 

„32 = Teilübergangsgeld nach § 160 Abs. 1 Satz 2 SGB III (Altfall)“ 
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„33 = Teilübergangsgeld während Berufsausbildung nach § 160 Abs. 1 Satz 2 SGB III (Alt-

fall)“ 

„50 = Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer (§ 417 SGB III)“ 

 

Fehlernummer: DBEZ048 

Im Feld „ZRBG“ (Stellen 010-017) wird in der Spalte „Prüfungen“ zu Fehlernummern 

DBEZ048 und DBEZ049 folgende Anpassung vorgenommen: 

 

„Bei Meldungen von Leistungen zur Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer gemäß § 417 

SGB III (LEAT = „50“) darf der Zeitraumbeginn (ZRBG) nicht vor dem 01.01.2003 liegen. 

 

Fehlernummer: DBEZ049 

Bei Meldungen von Leistungen zur Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer gemäß § 417 

SGB III (LEAT = „50“) muss der Zeitraumbeginn (ZRBG) nach der Vollendung des 50. Le-

bensjahres liegen. 

 

Fehlernummer: DBEZ062 

Im Feld „ZREN“ (Stellen 018-025) wird in der  Spalte „Prüfungen“ zu Fehlernummer 

DBEZ062 folgende Anpassung vorgenommen: 

Bei Meldungen von Leistungen zur Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer gemäß § 417 

SGB III (LEAT = „50“) darf das Zeitraumende (ZREN) nicht nach dem 31.12.2013 liegen. 

 

Anlage 9.5 Fehlerkatalog 
Der Text der Fehlernummer DBAZe10 wird wie folgt angepasst: 

„Meldungen von Sperrzeiten vor dem 01.01.1992 unzulässig 

Meldungen von Sperrzeiten nach § 159 SGB III (LEAT = 40) sind erst ab dem 01.01.1992 

zulässig“ 

 

Als Einsatztermin für das Kernprüfprogramm wird der 01.06.2012 festgelegt. 

 

Anmerkung: 

Die geänderten Anlagen 9.5.1 und 9.5.2 sind Bestandteil der parallel zur Niederschrift aus-

gelieferten Nachtragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Melde-

verfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 

15.03.2012 (Version 2.47). 
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Veröffentlichung: ja  

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

14. Änderung der Anlage 16 des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Melde-

verfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“; 

hier: Rentenversicherungsfreie unständige Beschäftigung sowie Teilnehmer am Bundes-

freiwilligendienst mit Altersvollrenten- oder Versorgungsbezug 

_______________________________________________________________________ 

 

1. Von der Rentenversicherungspflicht befreite unständige Beschäftigte  

Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (DRV KBS) hat auf einen Sach-

verhalt hingewiesen, in dem ein von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung 

befreiter Versicherter, der Mitglied eines Versorgungswerkes ist, eine berufsfremde unstän-

dige Beschäftigung (Personengruppe 118) ausübt. Ausweislich eines Schreibens der Deut-

schen Rentenversicherung Bund erstreckt sich die Befreiung für die Dauer von maximal 

zwei Jahren auch auf die berufsfremde unständige Beschäftigung. Da nach Informationen 

der DRV KBS keine Möglichkeit besteht, mit dem Arbeitgeber für diesen Sonderfall das  

Meldeverfahren mit den bestehenden Schlüsseln abzuwickeln, ist die Anlage 16 zum ge-

meinsamen Rundschreiben bei der Personengruppe 118 um die Beitragsgruppe 0 in der 

Rentenversicherung zu erweitern. 

 

2. Teilnehmer am Bundesfreiwilligendienst (BFD) 
Mit dem Gesetz zur Einführung eines Bundesfreiwilligendienstes vom 28.04.2011 (BGBl  

Teil I Nr. 19 Seite 687 ff.) wurde in Artikel 1 das Gesetz über den Bundesfreiwilligendienst 

(Bundesfreiwilligendienstgesetz - BFDG) ab dem 01.07.2011 der BFD eingeführt. Men-

schen jeden Alters und Geschlechts können eine ehrenamtliche Tätigkeit im Rahmen des 

BFD ausüben. Dabei sind diese Personen sozialversicherungsrechtlich dem Personenkreis 

der Teilnehmer an einem freiwilligen sozialen oder freiwilligen ökologischen Jahr gleichge-

stellt (§ 13 Abs. 2 BFDG). Damit ist dieser Personenkreis von der Zahlung eines Zusatzbei-

trages ausgenommen (§ 242 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch). Zur Ab-

grenzung von anderen Beschäftigten wurde festgelegt, dass die Teilnehmer am BFD ab 

dem 01.01.2012 mit dem Personengruppenschlüssel (PGR) 123 zu melden sind (Bespre- 
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chung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des gemeinsamen Mel-

deverfahrens am 23./24.02.2011, TOP 1).  

 

Durch die vermehrte Inanspruchnahme des BFD von älteren Personen sind Fragen in der 

Praxis entstanden, wie Arbeitnehmer zu melden sind, soweit neben dem BFD eine Alters-

vollrente oder eine Versorgung bezogen wird. Insbesondere war fraglich, welcher Perso-

nengruppenschlüssel (PGR) zu verwenden ist. 

 

2.1 Altersvollrenten- oder Versorgungsbezug - PGR 119 
Teilnehmer am BFD, die eine Vollrente wegen Alters oder eine entsprechende Versorgung 

einer berufsständischen Versorgungseinrichtung bzw. eine Versorgung nach beamtenrecht-

lichen Vorschriften oder Grundsätzen wegen Erreichens einer Altersgrenze beziehen, sind 

nicht mit dem PGR 123, sondern mit dem vorrangig zu verwendenden PGR 119 (Versiche-

rungsfreie Altersvollrentner und Versorgungsbezieher wegen Alters) zu melden. In der Ren-

tenversicherung sind diese Personen aufgrund des Rentenbezuges nach § 5 Abs. 4 Nr. 1 

Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) versicherungsfrei. Ungeachtet der Versiche-

rungsfreiheit hat der Arbeitgeber in diesen Fällen seinen Beitragsanteil nach § 172 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 und 2 SGB VI zu zahlen. 

 

Teilnehmer am BFD, die eine Vollrente wegen Alters oder einen Versorgungsbezug erhal-

ten, sind nach Vollendung des Lebensjahres für den Anspruch auf Regelaltersrente auch in 

der Arbeitslosenversicherung versicherungsfrei gem. § 28 Abs. 1 Nr. 1 Drittes Buch Sozial-

gesetzbuch (SGB III); der Arbeitgeber hat seinen Beitragsanteil zu zahlen (§ 346 Abs. 3 

SGB III).  

 

2.2 Kein Altersvollrenten- oder Versorgungsbezug - PGR 123 
Teilnehmer am BFD, die keine Vollrente wegen Alters oder eine entsprechende Versorgung 

einer berufsständischen Versorgungseinrichtung bzw. eine Versorgung nach beamtenrecht-

lichen Vorschriften oder Grundsätzen wegen Erreichens einer Altersgrenze beziehen, sind 

mit dem PGR 123 zu melden.  

 

Soweit diese Arbeitnehmer das Lebensjahr für den Anspruch auf Regelaltersrente vollendet 

haben, besteht in der Arbeitslosenversicherung Versicherungsfreiheit nach § 28 Abs. 1 

Nr. 1 SGB III; der Arbeitgeber hat jedoch seinen Beitragsanteil zu zahlen (§ 346 Abs. 3 

SGB III).  
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Für diese Konstellation wird die Anlage 16 zum gemeinsamen Rundschreiben beim PGR 

123 um den Beitragsgruppenschlüssel 2 (halber Beitrag) in der Arbeitslosenversicherung 

ergänzt. 

 

Als Einsatztermin für das Kernprüfprogramm wird der 01.06.2012 festgelegt. 

 

Anmerkung: 

Die geänderte Anlage 16 ist Bestandteil der parallel zur Niederschrift ausgelieferten Nach-

tragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kran-

ken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 15.03.2012 (Ver-

sion 2.47). 
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- 47 -  

Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

15. Änderung der Anlage 21 des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Melde-

verfahren zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“; 

hier: Neue Abgabegründe im Datensatz Meldedaten (DSMD) 

________________________________________________________________________ 

In der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des ge-

meinsamen Meldeverfahrens am 25./26.02.2009 (TOP 23, nicht veröffentlicht) wurde ver-

einbart, dass die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung die Daten der Meldebe-

hörde mit dem DSMD nach § 196 Abs. 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch taggleich an die 

Datenannahmestellen der zuständigen Krankenkassen übermittelt, sofern die Daten der 

Meldebehörde einer Versicherungsnummer zugeordnet werden können und für diese Ver-

sicherungsnummer eine zuständige Einzugsstelle bekannt ist. Bisher ist für die Einzugsstel-

len nicht erkennbar, welche Änderungen durch die Meldebehörden übermittelt werden, da 

nur der Abgabegrund 64 = Änderung auf Grund einer Meldung der Meldebehörde (Feld 

ABGABEGRUND) abgebildet ist. Um eine Differenzierung der Gründe für die Meldungen  

der Meldebehörden vornehmen zu können, werden in dem genannten Feld folgende Abga-

begründe aufgenommen: 

65 = Meldung eines Sterbefalles 

66 = Stornierung eines Sterbefalles 

67 = Korrektur eines Sterbefalles 

68 = Abmeldung mit neuer Anschrift im Ausland 

69 = Ummeldung mit neuer Anschrift im Inland   

70 = Änderung des Namens, des Doktorgrades oder des Geburtsortes 

71 = Zuzug aus dem Ausland 

Der Einsatztermin ist der 01.06.2013. 
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Anmerkung: 

Die geänderte Anlage 21 ist Bestandteil der parallel zur Niederschrift ausgelieferten Nach-

tragslieferung des gemeinsamen Rundschreibens „Gemeinsames Meldeverfahren zur Kran-

ken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung“ in der Fassung vom 15.03.2012 (Ver-

sion 2.47). 
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Veröffentlichung: ja  

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

16. Angaben in Entgeltmeldungen mit Abgabegrund 91 (Sondermeldung-UV) 

________________________________________________________________________ 

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zu den Gemeinsamen Grundsätzen nach § 28b 

Abs. 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch in der Fassung ab dem 01.01.2012 wurden von der 

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände Fragen zu Entgeltmeldungen mit 

dem Abgabegrund 91 aufgeworfen, die den Meldezeitpunkt und den in der gesetzlichen 

Unfallversicherung zu beachtenden Höchst-Jahresarbeitsverdienst betreffen. Darüber hin-

aus ergaben sich in der Praxis Fragen zum anzuwendenden Beitragsgruppenschlüssel. 

 

Meldezeitraum 
Arbeitsentgelt als Gegenleistung für eine versicherte Tätigkeit im Unternehmen ist, wenn es 

in Form einer Einmalzahlungen geleistet wird, im Zeitpunkt des Zuflusses beitragspflichtig. 

Ist eine Einmalzahlung aufgrund der Regelungen in der (übrigen) Sozialversicherung dort 

nicht beitrags- und damit auch nicht meldepflichtig, ist eine Sondermeldung-UV mit dem 

Abgabegrund 91 im Monat des Zuflusses zu erstatten. Als Meldezeitraum ist dabei in der 

Meldung der erste und letzte Tag des Kalendermonats, in dem der Zufluss des einmalig 

gezahlten Arbeitsentgeltes stattfindet, anzugeben. 

 

Meldeinhalte zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung 
Beim Abgabegrund 91 sind Meldeinhalte wie beispielsweise Beitragsgruppenschlüssel, Tä-

tigkeitsschlüssel, Personengruppenschlüssel, Staatsangehörigkeitsschlüssel und Rechts-

kreiskennzeichen aus der letzten Meldung der vorangegangenen Beschäftigung maßge-

bend; ein SV-Entgelt ist jedoch nicht anzugeben. 

 

Höchst-Jahresarbeitsverdienst (Höchst-JAV) 
Die Beachtung des Höchst-JAV ist bei der Meldung von unfallversicherungspflichtigem Ent-

gelt nicht an die Zeiträume der Beschäftigung gekoppelt. Dies hat zur Folge, dass das im 

Kalenderjahr angefallene unfallversicherungspflichtige Arbeitsentgelt grundsätzlich bis zur 

Höhe des für den jeweiligen Unfallversicherungsträger gültigen Höchst-JAV je Arbeitnehmer  
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anzusetzen ist. Dies gilt auch, wenn Einmalzahlungen nach dem Ende der Beschäftigung 

gezahlt werden; auch dann findet der für dieses Jahr maßgebliche Höchst-JAV des zustän-

digen Unfallversicherungsträgers Anwendung.  
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Veröffentlichung: ja 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

17. Anzuwendender Personengruppenschlüssel (PGR) für Teilnehmer an dualen Stu-

diengängen  

________________________________________________________________________ 

Mit dem Vierten Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und ande-

rer Gesetze vom 22.12.2011 (BGBl Teil I Nr. 71 S. 3057 ff.) wurde in § 5 Abs. 4a Satz 2 

Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V), § 1 Satz 5 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB VI) und § 25 Abs. 1 Satz 2 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) klargestellt, 

dass Teilnehmer an allen Formen von dualen Studiengängen seit dem 01.01.2012 als 

zur Berufsausbildung Beschäftigte gelten und grundsätzlich der Versicherungspflicht in 

der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung unterliegen. 

Daraus ergibt sich der klare gesetzgeberische Wille, diesen Personenkreis uneinge-

schränkt den versicherungspflichtig beschäftigten Auszubildenden zuzuordnen. Dement-

sprechend sind Teilnehmer an dualen Studiengängen seit dem 01.01.2012 mit dem PGR 

102 (Auszubildende ohne besondere Merkmale) zu melden. Bei Beschäftigungsverhält-

nissen, die vor dem 01.01.2012 begonnen haben und über den 31.12.2011hinaus an-

dauerten bzw. weiter bestehen, ist der PGR 102 gleichermaßen rückwirkend zum 

01.01.2012 zu berücksichtigen. 

Übersteigt das Arbeitsentgelt die Geringverdienergrenze nach § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 

SGB IV nicht, sind Teilnehmer an dualen Studiengängen mit dem PGR 121 zu melden, 

da sie als Auszubildende von der Zahlung eines kassenindividuellen Zusatzbeitrages in 

der Krankenversicherung nach § 242 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 SGB V ausgenommen sind;  

das gilt auch in den Monaten, in denen die Einkommensgrenze von 325 Euro wegen  

einer Einmalzahlung überschritten wird (§ 20 Abs. 3 Satz 2 SGB IV). In diesen Fällen ist 

gleichermaßen bei Beschäftigungsverhältnissen, die vor dem 01.01.2012 bestanden ha-

ben und über den 31.12.2011 hinaus andauerten bzw. weiter bestehen, der PGR 121 

rückwirkend zum 01.01.2012 zu berücksichtigen. 



- 52 -  

Sofern in einzelnen Phasen des Studiums kein Arbeitsentgelt gewährt wird, besteht die 

Versicherungspflicht der Studienteilnehmer als zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte in 

der Renten- und Arbeitslosenversicherung durchgehend fort. In den Zeiten ohne Entgelt-

zahlung wird der Beitragsbemessung eine fiktive Einnahme in Höhe von 1 v. H. der mtl. 

Bezugsgröße zugrunde gelegt.  

In der Kranken- und Pflegeversicherung besteht in diesen Zeiten grundsätzlich eine Ver-

sicherungspflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 10 SGB V bzw. § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 Elftes 

Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI). Liegen die Voraussetzungen der Familienversicherung 

vor (§ 10 SGB V, § 25 SGB XI), ist diese vorrangig einzuräumen. In diesen Phasen  

scheidet insoweit die Anwendung der Geringverdienergrenze in der Krankenversiche-

rung und somit die Anwendung der Ausnahmeregelung zur Zahlung eines kassenindivi-

duellen Zusatzbeitrages aus. 

Deshalb sind Teilnehmer an dualen Studiengängen in Zeiten, in denen sie kein Arbeits-

entgelt erzielen, mit dem Personengruppenschlüssel 102 als versicherungspflichtig zur 

Berufsausbildung Beschäftigte in der Renten- und Arbeitslosenversicherung zu melden. 

Eine (weitere) Anwendung des PGR 121 scheidet für diese Zeiten aus.  

Sofern duale Studiengänge ohne die Zahlung von Arbeitsentgelt vor dem 01.01.2012 

begannen und über den 31.12.2011 hinaus andauerten bzw. weiter bestehen, ist der 

PGR 102 gleichermaßen rückwirkend zum 01.01.2012 zu berücksichtigen.  
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Veröffentlichung: ja   

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der 

Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen 

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 14./15.03.2012 

18. Anpassung der Beschreibung der Besonderheiten der landwirtschaftlichen Kranken-

versicherung (LKV) beim Meldeverfahren nach der DEÜV aufgrund gesetzlicher Änderun-

gen 

________________________________________________________________________ 

 

In der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des ge-

meinsamen Meldeverfahrens am 08./09.09.2009 wurde unter TOP 14 die Beschreibung 

„Besonderheiten der landwirtschaftlichen Krankenversicherung (LKV) im Meldeverfahren 

nach der DEÜV, Stand 08.09.2009“ geändert.  

 

Durch das Gesetz zur Verbesserung der Versorgungsstrukturen in der gesetzlichen Kran-

kenversicherung (GKV-Versorgungsstrukturgesetz - GKV-VStG, BGBl 2011 Teil I Nr. 70 S. 

2983) wurde § 39 Abs. 4 des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwir-

te (KVLG 1989) geändert. In der Vorschrift wurden die Wörter „Beiträge; für die Bemessung 

der Beiträge gilt die Hälfte des allgemeinen Beitragssatzes der gesetzlichen Krankenversi-

cherung abzüglich 0,45 Beitragssatzpunkte“ durch die Wörter „den Beitrag, den der Arbeit-

geber bei einer Versicherungspflicht nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch entspre-

chend § 249 Absatz 1 oder 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zu tragen hätte“ er-

setzt. Die Änderung der Formulierung ist eine Folgeänderung zu § 257 Absatz 1 Satz 1 

Fünftes Buch Sozialgesetzbuch. 

Die Besprechungsteilnehmer stimmen den Änderungen des als Anlage beigefügten Doku-

ments zu. Die ITSG wird die Anlage 45 des Pflichtenheftes zur Systemuntersuchung gegen 

diese aktualisierte Beschreibung austauschen und auf der Internetseite www.gkv-ag.de ver-

öffentlichen. 
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Im Meldeverfahren nach der Datenerfassungs- und übermittlungsverordnung 
(DEÜV) ergeben sich für den Bereich der landwirtschaftlichen Krankenversicherung 
einige Besonderheiten.  
 

Teil I 
 

Beitragsgruppenschlüssel 
 
Aus dem Beitragsgruppenschlüssel muss ersichtlich sein, zu welchen Zweigen der 
Sozialversicherung Pflichtbeiträge entrichtet werden. Die Beitragsgruppen sind so zu 
verschlüsseln, dass für jeden Beschäftigten in der Reihenfolge Kranken-, Renten-, 
Arbeitslosen- und Pflegeversicherung die jeweils zutreffende Ziffer angegeben ist. 
Grundsätzlich ist eine Meldung für jeden Arbeitnehmer zu erstatten, auch dann, wenn 
nur zu einem Zweig der Sozialversicherung Beiträge entrichtet werden. 
 
Der Beitragsgruppenschlüssel ist in der Anlage 3 der gemeinsamen Grundsätze 
nach § 28b Abs. 2 SGB IV  in der jeweils geltenden Fassung festgelegt. 
 
Bei maschineller Entgeltabrechnung wird mit der vierstelligen Beitragsgruppe die 
Beitragsberechnung und die Zuordnung der Beiträge zu den einzelnen Zweigen der 
Sozialversicherung (Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung) in 
den Beitragsnachweisen gesteuert. Außerdem sind die Beitragsgruppen Bestandteil 
der DEÜV-Meldungen. 
 
Für die Besonderheiten im Bereich der landwirtschaftlichen Krankenversicherung 
werden die  Schlüssel „4“ oder „5“ verwendet. 
 
Beitragsgruppe: Personenkreis: 

4 
 

Beitrag zur landwirtschaftlichen 
Krankenversicherung 
 
 
 
 

Mitarbeitende Familienangehörige 
(Verwandte bis zum dritten Grad und 
Verschwägerte bis zum zweiten Grad sowie 
Pflegekinder) des landwirtschaftlichen 
Unternehmers oder seines Ehegatten 
oder 
Ehegatte des landwirtschaftlichen 
Unternehmers. 
 

5 
Arbeitgeberbeitrag zur landwirt- 
schaftlichen Krankenversicherung 
 

 
Saisonale Beschäftigung außerhalb der 
Landwirtschaft (längstens 26 Wochen). 

 
Erläuterungen zu den Beitragsgruppen der Krankenversicherung: 
 
Der Beitragsgruppenschlüssel 4 ist nur zu verwenden, wenn die Beschäftigung als 
mitarbeitender Familienangehöriger (einschließlich Ehegatte) in einem landwirt-
schaftlichen Unternehmen ausgeübt wird. Wird daneben eine weitere versicherungs-
pflichtige Beschäftigung außerhalb der Landwirtschaft (Mehrfachbeschäftigter) 
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ausgeübt, so ist für diese Beschäftigung als Beitragsgruppenschlüssel - wie in der 
allgemeinen Krankenversicherung - der Schlüssel 0, 1, 2 oder 3 zu verwenden. 
 
Entgegen den Regelungen in der allgemeinen Krankenversicherung wird der Beitrag 
zur landwirtschaftlichen Krankenversicherung (Beitragsgruppe 4) nicht vom erzielten 
Arbeitsentgelt aus der Beschäftigung, sondern vom Krankenversicherungsbeitrag 
des landwirtschaftlichen Unternehmers abgeleitet und berechnet. Bei maschineller 
Entgeltabrechnung kann daher mit dem Schlüssel 4 keine Beitragsberechnung der 
Krankenversicherungsbeiträge durchgeführt werden. Außerdem wird dieser 
Krankenversicherungsbeitrag nicht vom Arbeitnehmer, sondern vom landwirt-
schaftlichen Unternehmer (Arbeitgeber) allein getragen. Dieser Beitrag zur LKV wird 
von der LKK errechnet und vom landwirtschaftlichen Unternehmer (Arbeitgeber), 
unabhängig von der Lohnabrechnung, entrichtet. 
Übt der mitarbeitende Familienangehörige neben der Beschäftigung in der 
Landwirtschaft eine weitere Beschäftigung außerhalb der Landwirtschaft aus 
(Mehrfachbeschäftigter), ist der Beitrag zur Krankenversicherung aus dem 
Arbeitsentgelt nach dem jeweils geltenden allgemeinen Beitragssatz der gesetz-
lichen Krankenversicherung zu berechnen. 
 
Der Beitragsgruppenschlüssel 5 ist anzuwenden, wenn der landwirtschaftliche 
Unternehmer neben der Bewirtschaftung des landwirtschaftlichen Unternehmens 
eine saisonale Beschäftigung ausübt, deren Dauer voraussichtlich 26 Wochen nicht 
überschreitet. Für die Dauer der befristeten Beschäftigung bleibt die land-
wirtschaftliche Krankenkasse zuständig. Der Arbeitgeber hat seinen Anteil zum 
Krankenversicherungsbeitrag zu entrichten. Dieser Beitrag wird aus dem 
Arbeitsentgelt der Beschäftigung errechnet. Maßgebend für die Beitragsberechnung 
ist der Beitrag, den der Arbeitgeber bei einer Versicherungspflicht nach dem Fünften 
Buch Sozialgesetzbuch entsprechend § 249 Abs. 1 oder 2 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch zu tragen hätte. Dies entspricht der Hälfte des um 0,9 
Beitragssatzpunkte verminderten allgemeinen Beitragssatzes. 
 

Hälfte des allgemeinen 
Beitragssatzes: 

Beitragssatz 

1.07.2007 –30.06.2008 
 

6,95 % 

1.07.2008 –31.12.2008 
 

7,00 % 

1.01.2009 –30.06.2009 
 

7,30 % 

1.07.2009 –31.12.2010 
 

7,00 % 

ab 01.01.2011 
  

7,30 % 
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Für die Berechnung der Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung gibt es 
keine Besonderheiten. Es gelten dieselben Regelungen wie für Versicherte in der 
allgemeinen Krankenversicherung. Grundlage für die Beitragsbemessung ist wie in 
allen übrigen Fällen das beitragspflichtige Bruttoarbeitsentgelt. 
 
Für Landwirte (Nebenerwerbslandwirte), die wegen der hauptberuflich selbständigen 
Erwerbstätigkeit in einer daneben ausgeübten Dauerbeschäftigung nicht als 
Arbeitnehmer krankenversicherungspflichtig sind, ist als Beitragsgruppenschlüssel 
für die Krankenversicherung „0“ anzugeben. Dies gilt für krankenversicherungsfreie, 
höherverdienende Arbeitnehmer, die in der LKV freiwillig versichert sind, 
entsprechend. Sofern die Beiträge zur freiwilligen Krankenversicherung für diese 
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber als Firmenzahler abgeführt werden, ist der Schlüssel 
„9“ für die Krankenversicherung zwingend vorgeschrieben. 
 
 
Zuständige Krankenkasse: 
 
Die Beitragsgruppenschlüssel 4 oder 5 zur LKV werden ausschließlich für Personen 
verwendet, die bei einer landwirtschaftlichen Krankenkasse (LKK) versichert sind. 
Die DEÜV-Meldungen für diese Personen sind daher grundsätzlich an die jeweils 
zuständige LKK zu erstatten.  
 
Wenn mitarbeitende Familienangehörige (Beitragsgruppe 4) eine weitere Beschäfti-
gung außerhalb der Landwirtschaft ausüben (Mehrfachbeschäftigte), ist für den 
Einzug der Gesamtsozialversicherungsbeiträge aus dem Arbeitsentgelt der 
außerlandwirtschaftlichen Beschäftigung auch die LKK zuständig.  
 
Werden die Meldungen vom Arbeitgeber im automatisierten Verfahren nach der 
DEÜV maschinell erstellt, ist der Spitzenverband der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung zentral für die Annahme und Weiterleitung der Meldungen 
zuständig.  
 
Beitragsnachweis: 
 
Die nicht nach dem Arbeitsentgelt bemessenen Beiträge zur Krankenversicherung 
eines mitarbeitenden Familienangehörigen (Beitragsgruppe 4) werden von der LKK 
berechnet und dem landwirtschaftlichen Unternehmer in Rechnung gestellt und 
daher nicht im Beitragsnachweis aufgeführt. 
 
Der Arbeitgeberanteil zur LKV für saisonal außerhalb der Landwirtschaft 
beschäftigte landwirtschaftliche Unternehmer (Beitragsgruppe 5) wird im 
Beitragsnachweis unter der Spalte „Beiträge zur Krankenversicherung - allgemeiner 
Beitrag (Beitragsgruppe 1000)“ nachgewiesen. 
 
 
Beiträge zur Pflegeversicherung: 
 
Für mitarbeitende Familienangehörige (Krankenversicherung Beitragsgruppe 4) wird 
als Beitrag zur Pflegeversicherung ein Zuschlag zum Krankenversicherungsbeitrag 
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erhoben. Dieser Zuschlag wird vom landwirtschaftlichen Unternehmer (Arbeitgeber) 
getragen und zusammen mit dem LKV-Beitrag außerhalb des Beitragsnachweises 
gezahlt. Wird daneben eine weitere Beschäftigung (Mehrfachbeschäftigte) 
ausgeübt, so sind aus dem Arbeitsentgelt dieser außerlandwirtschaftlichen 
Beschäftigung Beiträge zur Pflegeversicherung - wie für alle anderen Arbeitnehmer - 
zu berechnen. 
 
Für saisonal außerhalb der Landwirtschaft beschäftigte Landwirte 
(Nebenerwerbslandwirte) sind zur Pflegeversicherung keine Beiträge (weder 
Arbeitgeber- noch Arbeitnehmeranteil) aus dem Arbeitsentgelt dieser Beschäftigung 
zu entrichten.  
 
 
Umlagebeiträge nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) 
 
Die landwirtschaftlichen Krankenkassen nehmen am Ausgleichsverfahren nach dem 
AAG der Arbeitgeberaufwendungen bei Arbeitsunfähigkeit (Umlage 1) bzw. bei 
Mutterschaftsleistungen (Umlage 2) nicht teil. Darüber hinaus besteht für mitarbei-
tende Familienangehörige in der Landwirtschaft eine Ausnahmeregelung (§ 11 Abs. 
2 Nr. 1 AAG). Diese schließt eine weitere Beschäftigung (Mehrfachbeschäftigter) bei 
einem nichtlandwirtschaftlichen Arbeitgeber mit ein. Daher ist weder Umlage 1 noch 
Umlage 2 zu zahlen.  
 
Bei beschäftigten freiwilligen Mitgliedern einer LKK und saisonal beschäftigten 
Nebenerwerbslandwirten wählt der umlagepflichtige Arbeitgeber eine Ausgleichs-
kasse einer teilnehmenden Krankenkasse.  
 
 
Insolvenzgeldumlage 
 
Das Arbeitsentgelt der rentenversicherungspflichtigen mitarbeitenden Familienan-
gehörigen von landwirtschaftlichen Unternehmern wird für die Berechnung der 
Umlage herangezogen. Hier gelten keine Besonderheiten, die Umlagebeiträge sind 
an die LKK abzuführen, bei der der Beschäftigte versichert ist. 
 
 

Teil II 
 

Personengruppenschlüssel 
 
 
Personengruppen 
 
Mit der Personengruppe werden Besonderheiten der Beschäftigung bzw. die 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Versichertengruppe dokumentiert. Grundsätzlich 
ist der Schlüssel „101“ zu verwenden. Hat das Beschäftigungsverhältnis besondere 
Merkmale, gelten die Schlüssel 102 ff. (z. B. mitarbeitende Familienangehörige in 
der Landwirtschaft = Schlüssel 112).  
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Sofern gleichzeitig mehrere besondere Merkmale auftreten und demzufolge mehrere 
Schlüssel möglich sind, ist derjenige mit der niedrigsten Schlüsselzahl zu 
verwenden. Die Schlüssel 109 und 110 haben jedoch immer Vorrang. 
 
Der Personengruppenschlüssel enthält außerdem Informationen über die Art der 
Beschäftigung (z. B. geringfügig entlohnte Beschäftigung = Schlüssel 109). Jede 
Änderung im Beschäftigungsverhältnis (z. B. Ende der Berufsausbildung), die einen 
Personengruppenwechsel zur Folge hat, ist ein meldepflichtiger Tatbestand. In 
diesen Fällen ist eine Abmeldung mit Grund der Abgabe „33“ und eine 
Neuanmeldung mit der neuen Personengruppe mit Grund der Abgabe „13“ 
abzugeben. 
 
 
Besondere Personengruppenschlüssel für die Landwirtschaft 
 
Durch den Personengruppenschlüssel werden u. a. besondere Berufsgruppen oder 
spezielle Branchen besonders gekennzeichnet. Für den Bereich der Landwirtschaft 
und damit verbunden die landwirtschaftliche Krankenversicherung (LKV) werden 
folgende Schlüssel eingesetzt: 
 
Mitarbeitende Familienangehörige (Mifa) in der Landwirtschaft (Schlüssel 112) sind 
Verwandte bis zum dritten Grad oder Verschwägerte bis zum zweiten Grad sowie 
Pflegekinder des landwirtschaftlichen Unternehmers oder seines Ehegatten. Der in 
einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis stehende Ehegatte eines 
landwirtschaftlichen Unternehmers gilt als Mifa. Diese Beschäftigten sind 
grundsätzlich in der LKV bei einer landwirtschaftlichen Krankenkasse (LKK) ver-
sichert.  
 
Sofern die Beschäftigung im Rahmen der Berufsausbildung erfolgt, ist als 
Personengruppenschlüssel immer 102 - für die Dauer der Berufsausbildung - anzu-
geben. 
 
Als Nebenerwerbslandwirte (Schlüssel 113) werden Personen bezeichnet, die ein 
landwirtschaftliches Unternehmen bewirtschaften und daneben in einer abhängigen 
Dauerbeschäftigung (nicht saisonal) außerhalb der Landwirtschaft stehen. 
Grundsätzlich ist beim Zusammentreffen einer entgeltlichen Beschäftigung mit einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit die Frage der Hauptberuflichkeit und damit auch der 
Krankenkassenzuständigkeit zu prüfen. Je nach Art und Umfang der abhängigen 
Beschäftigung und der selbständigen Tätigkeit ist diese Entscheidung im Einzelfall 
zu beurteilen. Bei hauptberuflich selbständiger Erwerbstätigkeit als Landwirt ist 
aufgrund der daneben ausgeübten Beschäftigung keine Krankenversicherungspflicht 
möglich, so dass für den Einzug der Renten- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge 
aus dieser Beschäftigung die LKK zuständig ist, bei der der Landwirt versichert ist. 
Als Beitragsgruppe der Krankenversicherung ist in diesen Fällen „0“ anzugeben. 
 
Ist das Gesamterscheinungsbild des Landwirts jedoch davon geprägt, dass er 
„hauptberuflich“ als Arbeitnehmer gegen Arbeitsentgelt beschäftigt ist, so ist auch für 
die Durchführung der Versicherung die allgemeine Krankenversicherung zuständig 
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und die Beitragsgruppe entsprechend den sonst üblichen Regelungen für 
Arbeitnehmer zu verschlüsseln.  
 
Als Personengruppenschlüssel ist jedoch unabhängig von der Kranken- 
kassenzuständigkeit in beiden Fällen „113“ für Nebenerwerbslandwirte anzugeben.  
 
Dies gilt außerdem für höherverdienende Arbeitnehmer, die aufgrund der Höhe ihres 
Arbeitsentgeltes in der Krankenversicherung versicherungsfrei und in der LKV 
freiwillig krankenversichert sind. 
 
Der Personengruppenschlüssel „114“ wird hingegen nur für Nebenerwerbslandwirte, 
deren Beschäftigung auf höchstens 26 Wochen befristet ist, verwendet. Allerdings 
gilt dies nur für befristete Beschäftigungen, die voraussichtlich nicht länger als 26 
Wochen (saisonale Beschäftigung) dauern. Diese Personen bleiben für die Dauer 
der außerlandwirtschaftlichen Beschäftigung in der LKV bei der bisher zuständigen 
LKK versichert. 
 
Für Ausgleichsgeldempfänger nach dem Gesetz zur Förderung der Einstellung der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit (FELEG) wird als Personengruppenschlüssel 
„116“ in den Meldungen angegeben. Es handelt sich dabei um landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer und mitarbeitende Familienangehörige, deren Beschäftigung durch die 
Einstellung des landwirtschaftlichen Unternehmens endet. Als Arbeitgeber tritt in 
diesen Fällen die landwirtschaftliche Alterskasse auf. Sie erstattet die Meldungen 
und zahlt die Beiträge an die jeweils zuständige Krankenkasse. 
 



- unbesetzt -


